
K R O L L , Claus 51107 Köln, den 5. Februar
2024

 Eiler Str. 73a
Tel.:
0221/866641

E-mail:     eilerstr@t-online.de

An die
Oberbürgermeisterin der Stadt Köln

Über
Bezirksamt Porz
Frau Bezirksbürgermeisterin
Frau Sabine Stiller

Per E-Mail

Bebauungsplanentwurf
Arbeitstitel: Maarhäuser Weg / Hansestraße Köln-Porz-Gremberghoven

Stellungnahme in Bezug auf die ausstehende Durchführung einer Umweltprüfung
gem
§ 2 Abs 4 BauGB (Lärmschutzmaßnahmen)

Eingangs kann erwähnt werden, dass eine Verhinderung der Baumaßnahme nicht
beabsichtigt ist und erfahrungsgemäß auch nicht erreicht werden kann.

Ausgehend der negativen Erfahrungen verbunden mit der Erschließung und
Bebauung des Geländes Fa. Logistik DACHSER sollten die erforderlichen
Rahmenbedingungen jedoch besonders beachtet und auch überprüft werden.

Es wird unterstellt, dass für die geplante Baumaßnahme die gleichen
Voraussetzungen vorliegen, wie bei der Fa. DACHSER, ebenfalls gelegen
Maarhäuser Weg / Hansestraße.

Danach wäre laut Prognose eines wahrscheinlichen Schallgutachten zur Nachtzeit
von weniger als 40 dB(A) Betriebslärm ausgehend von der Fa. Lidl zu rechnen.
Ein solches Schallgutachten wurde seinerzeit durch die Fa. DACHSER vorgelegt
und wird mit hoher Wahrscheinlichkeit auch für die anstehende Baumaßnahme
vergleichend beigezogen, zumal es sich um ein Nachbargrundstück handelt.

Da es für den Bereich der Eiler Str.in Rath-Heumar keinen rechtskräftigen 
Bebauungsplan gibt, ist die Gebietseinstufung anhand der t atsächlich vorhandenen 
Bebauung zu treffen. Der Bereich Eiler Str. ist danach in der Kategorie Kern-, Dorf- 
oder Mischgebiet einzuordnen. In dieser Kategorie ist nachts ein Beurteilungspegel 
von 45 dB(A) zulässig.

Denis Schu
Rechteck

Denis Schu
Rechteck

Denis Schu
Rechteck



Mit der seinerzeit von der Fa. DACHSER vorgelegten Lärmprognose, die je nach
Wohnort -je nach Etage- auf 37 oder 38 dB(A) in der Nachtzeit kommt, ist eine 
Überschreitung des Richtwertes von 45 dB(A) als unwahrscheinlich beschrieben.

Tatsächlich wurden und werden, je nach Windausrichtung, Lärmspitzen von bis zu 
52dB(A) im Bereich der Eiler Str. (Wohnbebauung) zur Nachtzeit gemessen.
Als Nebenaspekt sei zudem angemerkt, dass der wesentliche Teil der Schlafräume 
der Wohnbebauung Eiler Str. in Richtung der Immission erzeugenden Betriebe 
ausgerichtet ist und nicht zur Eiler Straße selbst hin. Die vorwiegende Windrichtung
liegt bei Nordost, also vom Emissionobjekt Richtung Wohnbebauung Eiler Straße.

Es wird nicht verkannt, dass im Rahmen des Genehmigungsverfahrens keine realen 
Werte vorliegen können und lediglich prognostiziert werden.
Es entspricht aber auch der Lebenswahrscheinlichkeit, dass im Nachgang 
angenommene Werte nicht mehr auf ihre Tatsächlichkeit überprüft werden.

Bei einem 7-Tage / 24-Std- Betrieb sollte aber bereits im Vorfeld auf die Einhaltung 
von Grenzwerten geachtet und entsprechende Lärmschutzmaßnahmen in einen 
besonderen Fokus gesetzt werden.

Dies wurde m.E. im Zusammenhang mit der Baumaßnahme Logistik DACHSER 
außer Acht gelassen.
Für eine Vermeidung des gleichen Fehlers sind die Bewohner der Eiler Str. 
sicherlich dankbar.

gez.
Claus Kroll

Denis Schu
Rechteck



Von: Noven, Simone
An: Schlömer, Petra
Betreff: WG: Maarhäuser Weg/Hansestraße in Köln-Gremberghoven_Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit an

dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan-Entwurf
Datum: Montag, 19. Februar 2024 07:31:48
Anlagen: lp kln blatt blatt 7 (1).pdf

 
 
Von: Stiller, Sabine <Sabine.Stiller@STADT-KOELN.DE> 
Gesendet: Sonntag, 18. Februar 2024 17:23
An: Noven, Simone <simone.noven@stadt-koeln.de>
Betreff: Fwd: Maarhäuser Weg/Hansestraße in Köln-Gremberghoven_Frühzeitige Beteiligung
der Öffentlichkeit an dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan-Entwurf
 
Mit freundlichen Grüßen
 
 

Sabine Stiller
Bezirksbürgermeisterin
 
Telefon: 0221/221-97 300
Telefax: 0221/221-65 97 300
 
E-Mail: sabine.stiller@stadt-koeln.de
Internet: www.stadt-koeln.de

Anfang der weitergeleiteten Nachricht:

Von: 
Datum: 18. Februar 2024 um 17:12:24 MEZ
An: "Stiller, Sabine" <Sabine.Stiller@stadt-koeln.de>
Betreff: Maarhäuser Weg/Hansestraße in Köln-
Gremberghoven_Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit an dem
vorhabenbezogenen Bebauungsplan-Entwurf

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,
sehr geehrte Frau Stiller,
 
 
anbei erhalten Sie meine Stellungnahme zu dem o.g. Vorhaben,
mit der Bitte um Bestätigung des Einganges bei Ihnen und der Veröffentlichung in
den erforderlichen Gremien.
 
Die Stadt Köln hat beeindruckende Grün- und Freiflächen mit Landschafts- und
Naturschutzgebieten, die die Bürger geniessen.
Gleichzeitig ist die Stadt Köln jedoch belastet mit vielfältigen Verkehrstrassen und
Autobahnen, die mit dem BAB-Kreuz Heumar bundesweit Auswirkungen haben und
von ständigen Verkehrsstaus gekennzeichnet sind. Das Eine gilt es zu schützen,
das Andere darf nicht stärker mit Verkehr belastet werden.
 
Daher gilt es zu verhindern, dass der vorgesehene Entwurf genehmigt bzw.
umgesetzt wird.
Hierfür gibt es folgende Gründe:
 





Von:
An: Stiller, Sabine; 61-Bauleitplanung
Betreff: Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Maarhäuser Weg / Hansestraße“ in Köln-Porz-Gremberghoven -

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit an der Bauleitplanung gemäß § 3 Absatz 1 Baugesetzbuch
Datum: Dienstag, 20. Februar 2024 17:00:12

Sehr geehrte Frau Stiller, sehr geehrte Damen und Herren,
 
zum o.g. Bebauungsplan möchten wir wie folgt Stellung nehmen.
 
Die Stadt Köln hat beeindruckende Grün- und Freiflächen mit Landschafts- und
Naturschutzgebieten, die die Bürger geniessen. Gleichzeitig ist die Stadt Köln jedoch
belastet mit vielfältigen Verkehrstrassen und Autobahnen, die mit dem BAB-Kreuz
Heumar  bundesweit Auswirkungen haben und von ständigen Verkehrsstaus
gekennzeichnet sind. Das Eine gilt es zu schützen, das Andere darf nicht stärker mit
Verkehr belastet werden.
 
Daher gilt es zu verhindern, dass der vorgesehene Entwurf genehmigt bzw. umgesetzt
wird.

Hierfür gibt es folgende Gründe:
 
1. Die Grundstücksfläche liegt im Bereich des Landschaftsplanes der Stadt Köln
(Landschaftssschutzgebiet). Uns ist nicht erklärlich, dass in diesem Bereich nun gebaut
werden darf. Eine Bebauung auf dieser Teilfläche unseres Erachtens rechtswidrig.
 
2. In unmittelbarer Nähe liegen geschützte Landschaftsbestandteile und das
Naherholungsgebiet mit dem Naturschutzgebiet der Wahner Heide. Eine Bebauung in der
beschriebenen und dargestellten Dimension und Kubatur mit dem zusätzlichen
exorbitanten Verkehrsaufkommen beeinträchtigt diese Gebiete außerordentlich und ist
nicht vertretbar. Auswirkungen auf die Umwelt und die Natur wurden nicht untersucht.
Die im Bebauungsplan erwähnten ökologischen Maßnahmen erscheinen im Vergleich zum
Umfang des Bauvorhabens mehr kosmetisch.
 
3. Es entsteht ein zusätzliches Verkehrsaufkommen, das an jedem Tag der Woche, rund
um die Uhr, die Menschen, die Umwelt und die Natur belastet. Die bereits vorhandenen
Verkehrsstaus werden immens zunehmen, da die vielen Fahrzeuge mit den ständigen
Bewegungen nicht nur im Maarhäuser Weg und der Hansestraße, sondern auch auf den
begleitenden Strassen in den Ortsteilen Porz-Gremberghoven und Rath-Heumar (hier sind
der Maarhäuser Weg und die Eiler Straße bereits täglich durch den Berufsverkehr völlig
überlastet, an der Kreuzung gibt es keine Ampel, die den Verkehr regelt) sowie den
Autobahnen zu einer extrem hohen Belastung in Form von Rückstaus und Immisionen
führen. Bereits heute kollabiert die Verkehrssituation in Rath-Heumar, wenn
Überfüllungen auf den umgebenden Autobahnen auftreten. Wir können uns nicht
vorstellen, wie der außergewöhnlich hohe zusätzliche Verkehr abgewickelt werden soll
und warum man nicht im Vorfeld ein Verkehrsgutachten erstellt hat. Ohne dieses
Gutachten kann überhaupt nicht entschieden werden, ob diese Menge an zusätzlichem
Verkehr abgeleitet werden kann.
 
4. Die exorbitante Baumasse steht in keinem Verhältnis zum Bestand und sprengt
städtebaulich in horizontalen und vertikalen Dimensionen jeglichen umgebenden
kleinteiligen Bebauungsmaßstab. Insofern fügt sich die neue Kubatur mit den Höhen, der
Baumasse und den Abständen in keinster Weise in die Eigenart der Umgebung ein. Die
Art und das Maß der Nutzung sind nicht angemessen. Planungsrechtlich kann m.E. dem





Von:
An: Stiller, Sabine; 61-Bauleitplanung
Betreff: Maarhäuser Weg / Hansestraße“ in Köln-Porz-Gremberghoven
Datum: Mittwoch, 21. Februar 2024 11:02:01

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir sind sehr enttäuscht, dass die Porzer Regierung das Projekt durchgewunken
hat.

Die Politik Bezirk Rath-Heumar hat das Bauvorhaben kritischer gesehen. 

Es besteht schon eine sehr hohe Lärm/ Verkehrsbelastung durch Dachser
Logistik 

(auch Eigentümer-Verpachtung Mehl-Mühlens-Stiftung). 

Sollte noch Lidil-Logistik dazukommen, kann man sich vorstellen,

wie unerträglich es wird (24 Std. 7 Tage Verkehr und Be- und Endladung).

Betroffen wären u.a. Thodor-Heuss.Str. Frankfurter-Str. Hirschgraben, Eiler Str. 

Unser Eigentum verliert leider immer mehr an Wert.

Da es sich bei dem Gebiet (Mehl-Mühlens-Stiftung) um eine gemeinnützige
Stiftung 

(zum Ziel Umwelt- und Naturschutz für das u.a. Umland) handelt,

ist es nicht nachvollziehbar, dass immer mehr als Gewerbe.

(u.a. störende Logistik) ausgewiesen wird. Einen Bebauungsplan kann 

man nach ca. 40 Jahre auch noch mal auf den Prüfstand stellen.

Mit freundlichen Grüßen 

Virus-free.www.avast.com



Von: Noven, Simone
An: Schlömer, Petra
Betreff: WG: Stellungnahme Neubau Maarhäuserweg
Datum: Freitag, 23. Februar 2024 08:35:25

 
 
Von: Stiller, Sabine <Sabine.Stiller@STADT-KOELN.DE> 
Gesendet: Freitag, 23. Februar 2024 08:27
An: Noven, Simone <simone.noven@stadt-koeln.de>
Betreff: Fwd: Stellungnahme Neubau Maarhäuserweg
 
 

Sabine Stiller
Bezirksbürgermeisterin
 
Telefon: 0221/221-97 300
Telefax: 0221/221-65 97 300
 
E-Mail: sabine.stiller@stadt-koeln.de
Internet: www.stadt-koeln.de

Anfang der weitergeleiteten Nachricht:

Von: 
Datum: 22. Februar 2024 um 13:20:30 MEZ
An: "Stiller, Sabine" <Sabine.Stiller@stadt-koeln.de>
Betreff: Stellungnahme Neubau Maarhäuserweg

Sehr geehrte Damen und Herren,
sehr geehrte Frau Stiller,

anbei erhalten Sie meine Stellungnahme zu dem o.g. Vorhaben,
mit der Bitte um Eingangsbestätigung.

1. Es entsteht ein ungewöhnlich hohes zusätzliches Verkehrsaufkommen, das
an jedem Tag der Woche, rund um die Uhr, und zwar alle 2,5 Minuten ein
LKw zuzüglich alle knapp 5 Minuten ein PKW über Seitenstrassen in und von
der Hansestrasse fährt. Können diese Strassen den zusätzlichen Verkehr
überhaupt aufnehmen mit den Dimensionierungen der Querschnitte? Wohin
sollen diese Verkehrsmengen abfliesen? Bereits jetzt entstehen vielfältige
Verkehrsstaus in diesem Gebiet mit Rückstaus auf den Straßen. Zusätzlichen
Rückstaus durch eklatante Mehrmengern kann nicht zugestimmt werden. Wie
kann es sein, dass kein Verkehrsgutachten zur weiteren Beurteilung vorab
vorliegt ?

2. Der Baukörper ist ungewöhnlich groß dimensioniert und ist das Gegenteil
der umgebenden kleinteiligen Gewerbe- und Wohnbebauung. Bei allen
anderen Bauvorhaben wäre solch ein Gegensatz nicht genehmigungsfähig,
warum soll das hier so sein?



3. Das Gebiet liegt im Schutzbereich des Flughafens Köln/Bonn, hat dies
keine Auswirkungen? Auch der zusätzliche Flugverkehr und Fluglärm, wird
vor allem nachts durch diese Maßnahme zu Beeintächtigungen für die im
Umfeld wohnenden Menschen und lebenden Tiere haben.

4. Das Gebiet liegt in der Wasserschutzzone III Westhoven und Erker Mühle.
Ist sichergstellt und nachgewiesen, dass hierdurch keine Beeinträchtigungen
geschehen. Warum liegt hierzu kein Gutachten vor?

5. Die zusätzlichen baulichen und verkehrlichen Maßnahmen auf diesem
Grundstück beeinträchtigen zukünftig die Natur, Umwelt und durch
Immissionen auch die hier lebenden und Erholung duchenden Menschen
unmittelbar im Landschaftsschutzgebiet mit geschützten
Landschaftsbestandteile und dem Naturschutzgebiet der Wahner Heide.

6. Wie ist es möglich, dass die im Landschaftplan der Stadt festgelegten
"Regionalen Grünzüge"  mit dem Ziel der "Erhaltung und Weiterentwicklung
einer weitestgehend naturnahen Landschaft" keine Berücksichtigung gefunden
haben. Wer hat möglich gemacht, dass die im Landschaftsplan LSP 22
"Königsforst und vorgelagerte Freiräume" geschützten Flächen, die auch
dieses Grundstück im wesentlichen Ausmaß betreffen, nicht gesichert
wurden?

Mit freundlichen Grüßen



Von: Noven, Simone
An: Schlömer, Petra
Betreff: WG: Stellungnahme Bauleitplanverfahren im Stadtbezirk Porz
Datum: Montag, 26. Februar 2024 07:38:49

Von: Stiller, Sabine <Sabine.Stiller@STADT-KOELN.DE> 
Gesendet: Freitag, 23. Februar 2024 13:56
An: Noven, Simone <simone.noven@stadt-koeln.de>
Betreff: Fwd: Stellungnahme Bauleitplanverfahren im Stadtbezirk Porz

Sabine Stiller
Bezirksbürgermeisterin

Telefon: 0221/221-97 300
Telefax: 0221/221-65 97 300

E-Mail: sabine.stiller@stadt-koeln.de
Internet: www.stadt-koeln.de

Anfang der weitergeleiteten Nachricht:

Von: online-formularversand@stadt-koeln.de
Datum: 23. Februar 2024 um 12:58:23 MEZ
An: "Stiller, Sabine" <Sabine.Stiller@stadt-koeln.de>
Betreff: Stellungnahme Bauleitplanverfahren im Stadtbezirk Porz

Folgende Information oder Nachricht wurde über das Online-Formular
'Stellungnahme Bauleitplanverfahren im Stadtbezirk Porz' am
23.02.2024 12:58:21 an Sie geschickt

Planverfahren:
Maarhäuserweg/Hansestraße in Köln-Porz-Gremberghoven

Ihre Stellungnahme:
Das Vorhaben erschrickt durch dessen Dimensionen in Fläche und Höhe.
Das Volumen der Halle ist 6 - 7 -fach größer als das der größten dort
bereits stehenden Gebäude (Logistikzentrum Dachser oder das
gegenüberliegende Fabrikationsgebäude, Hansestr. 55). Dass dies
Gebäude allein schon wegen seiner Dimensionen nicht in das Umfeld passt
ist augenfällig.
Ein Gebäude dieser gewaltigen Größenordnung wird massive
Auswirkungen verschiedener Art auf das Umfeld haben.

Der Stadtteil Rath/Heumar ist bereits durch Luft- und Straßenverkehr stark
belastet. Ungeplante Belastungen durch Straßenverkehr entstehen
dadurch, dass der Bereich vielfach zur Umfahrung des Heumarer Dreiecks
genutzt wird. 
Das geplante Logistikzentrum wird zusätzlichen Verkehr durch den Stadtteil



erzeugen, mindestens durch Mitarbeiter welche aus dem Bergischen Land
kommen.
Wie LKW-Verkehr mit bis zu einem LKW pro Minute ( 65 LKW/h, in der
Spitze) und zusätzlich noch PKW-Verkehr (130 PKW/h, in der Spitze) ,
ohne massive negative Beeinträchtigungen auf das Umfeld, abgewickelt
werden können, kann ich mir nicht vorstellen. Kommt es denn zu
Überlagerungen der Spitzenzeiten von LKW und PKW-Verkehr?
Es muss ausgeschlossen werden, dass der Betrieb des Logistikzentrums
zu einer Steigerung des Nachtflugverkehrs führt.

Das Plangebiet liegt gem. Landschaftsplan innerhalb eines festgesetzten
Landschaftsschutzgebietes. 
Durch die geplante Maßnahme gehen 13 ha Ackerland unwiederbringlich
verloren.
Die Auswirkungen auf die Umwelt werden massiv sein. Die in der
Baubeschreibung dargestellten Ausgleichsmaßnahmen auf dem
Grundstück erscheinen demgegenüber nicht ausreichend wirksam. Ich bitte
alle am weiteren Planungsprozess Beteiligte um kritische Betrachtung der
vorgebrachten ökologischen Maßnahmen; so bestehen meinerseits
Bedenken hinsichtlich folgender Punkte aus dem städtebaulichen Konzept:

„Im Gebäudebetrieb kann auf fossile Energieträger verzichtet werden, da
die Abwärme der Kälteanlagen genutzt wird, um das Gebäude zu
beheizen.“
Frage: Mit welcher Energie wird die Kälte erzeugt (Tag und Nacht) ? Im
Winter? im Sommer?
Frage : Was geschieht mit der Abwärme im Sommer?

„Die Anlage einer Obstbaumwiese und/oder artenreiche Wiese und die
Anlage von natürlichen Retentionsbecken auf dem Grundstück tragen zu
einem grünen Erscheinungsbild bei und minimieren den Eingriff durch das
Vorhaben ökologisch und klimawirksam.“
Hinweis: Damit solche Sätze nicht nur dem Greenwashing dienen, sind die
Maßnahmen sachlich zu bewerten und sachlich darzustellen. Der
Flächenanteil für diese Maßnahme liegt schätzungsweise bei 10 -15 % der
Gesamtfläche (13 ha Acker). Ein Ausgleich wird nicht möglich sein. Dies
sollte dem Bürger ggb. ehrlich dargestellt werden.

Ich erwarte konsequente Umsetzung geltenden Planungsrechts in
sämtlichen Belangen durch die Stadt Köln
Die Prüfungen zur Auswirkung auf Umwelt und Verkehr stehen noch aus.
Die Stellungnahme des Ausstellers des Landschaftsplans wird benötigt.

Name:

Vorname:

Straße und Hausnummer:

Postleitzahl:



Ort:
Köln

E-Mail:

Telefon:

Einwilligung zur Datenschutzerklärung:

Ja

Gesendet über:
https://www.stadt-koeln.de/service/onlinedienste/stellungnahme-
porz/index.html

-----



Von: Noven, Simone
An: Schlömer, Petra
Betreff: WG: Maarhäuser Weg/Hansestraße in Köln-Gremberghoven_Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit
Datum: Montag, 26. Februar 2024 07:38:21

 
 
Von: Stiller, Sabine <Sabine.Stiller@STADT-KOELN.DE> 
Gesendet: Freitag, 23. Februar 2024 21:37
An: Noven, Simone <simone.noven@stadt-koeln.de>
Betreff: Fwd: Maarhäuser Weg/Hansestraße in Köln-Gremberghoven_Frühzeitige Beteiligung
der Öffentlichkeit
 
 

Sabine Stiller
Bezirksbürgermeisterin
 
Telefon: 0221/221-97 300
Telefax: 0221/221-65 97 300
 
E-Mail: sabine.stiller@stadt-koeln.de
Internet: www.stadt-koeln.de

Anfang der weitergeleiteten Nachricht:

Von: 
Datum: 23. Februar 2024 um 17:59:11 MEZ
An: "Stiller, Sabine" <Sabine.Stiller@stadt-koeln.de>
Betreff: Maarhäuser Weg/Hansestraße in Köln-
Gremberghoven_Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit

Maarhäuser Weg/Hansestraße in Köln-
Gremberghoven_Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit an
dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan-Entwurf
 
 
Sehr geehrte Frau Stiller,
sehr geehrte Damen und Herren,
 
anbei erhalten Sie meine Stellungnahme zu dieser in allen
Belangen überdimensionierten Maßnahme:
 
Diese Gebäudekubatur mit den Höhen, der Baumasse und den
Abständen passt sich in keinster Weise in die Eigenart der
Umgebung ein. Die Art und das Maß der Nutzung sind nicht
angemessen. Städtebaulich sprengt diese Maßnahme
in horizontalen und vertikalen Dimensionen jeglichen
umgebenden kleinteiligen Bebauungsmaßstab.
 
Zudem und von allgemeinerem Interesse:
 





Von: Nilo, Giovanna
An: Schlömer, Petra
Cc: Stiller, Sabine
Betreff: WG: Bauvorhaben Hansestraße Lidl-Logistikzentrum
Datum: Montag, 26. Februar 2024 14:19:43
Anlagen: image001.png

BV Kalk SPD Eingabe Baumaßnahme Lidl Logistikzentrum.pdf
Stellungnahme Lidl.pdf

Sehr geehrte Frau Schlömer,
 
anbei übermittle ich Ihnen im Auftrag von Frau Stiller die beigefügten
Stellungnahmen mit der Bitte um Kenntnisnahme.
 
Vielen Dank!
 
 
Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrag
Giovanna Nilo
 

 

Stadt Köln - Die Oberbürgermeisterin

Büro der Porzer Bezirksbürgermeisterin
Sabine Stiller
 
Telefon: 0221/221-97301
E-Mail:   giovanna.nilo@stadt-koeln.de
Internet: stadt.koeln

www.instagram.com/stadt.koeln
www.twitter.com/Koeln
www.youtube.com/user/Koeln
www.facebook.com/stadt.koeln50
 
 
 
 
Von:  
Gesendet: Freitag, 23. Februar 2024 13:57
An: Stiller, Sabine <Sabine.Stiller@STADT-KOELN.DE>
Betreff: Bauvorhaben Hansestraße Lidl-Logistikzentrum
 
Sehr geehrte Frau Stiller,
 
als Anwohner der Heumarer Straße im Stadtteil Eil sehe ich mit einer gewissen Besorgnis den o.
g. Baumaßnahmen entgegen.
Ferner habe ich in dieser Angelegenheit noch keine besondere Aktivität der politischen Vertreter
der Bezirksvertretung Porz wahrgenommen, die sich mit den möglichen Belastungen für die



Anwohner ergeben.
Obwohl die Baumaßnahme nicht in deren Bezirk liegt, so haben die zuständigen Gremien der BV
Kalk bereits mögliche Belastungen für deren Wohnbereiche kritisch hinterfragt und auf mögliche
Belastungen hingewiesen. (siehe Anhang, Schreiben der SPD an die zuständige Bezirks-
Bürgermeisterin und OB Reker)
Liegen hier ähnliche Protokolle oder Eingaben der Fraktionen der BV Porz vor, oder ist das
Thema dort weniger von Bedeutung?
 
Die Ausmaße lassen auf eine längere Bauzeit schließen, die wiederum mit großem Logistik- und
Zulieferaufkommen einhergehen dürften. Das bedeutet zunächst ein extremer dauerhafter
Schwerlastverkehr, Schmutz und insbesondere Lärm. Wie gedenkt man in dieser Phase die
Belastungen für die Anwohner zu vermeiden? Sieht man sich die möglichen Zufahrtswege einmal
an, so ist zu befürchten, dass möglicherweise ein Großteil über die Theodor-Heuss-Straße
erfolgt, an dessen Verlauf unmittelbar die Anwohner der Heumarer Straße leben. Über die Jahre
haben hier ohnehin die Lärmimmissionen ein unschönes Maß angenommen. Neben dem
unsäglichen Fluglärm, der nicht mehr mit früheren Zeiten vergleichbar ist, hat auch der
zugenommen Autobahnverkehr der A59 und Quertangente zum Heumarer Dreieck einen
erheblichen Negativeinfluss (der Wind tut sein Übriges bei). Das gegenüberliegende
Industriegebiet wird ebenso verstärkt als Lärmquelle wahrgenommen. Gerade in Zeiten der
Nachtruhe sind Lärmimmissionen besonders unangenehm und sicherlich wenig
gesundheitsfördernd. Daher können Sie sicherlich nachvollziehen, dass das geplante
Bauvorhaben große Vorbehalte auslöst und dringend die Anwohnerinteressen berücksichtigt
werden müssen. Da sind die Bezirksvertreter der BV Kalk wohl umtriebiger als die der BV Porz!
 
Egal aus welcher Richtung der zukünftige Verkehr vom und zur Baustelle bzw. später zum
Logistikzentrum erfolgen soll, so kann man sich kaum eine Situation vorstellen, die dann ohne
großes Verkehrchaos auskommt. Drei unmittelbare Autobahnausfahrten sorgen bereits
regelmäßig für Verkehrsprobleme an der Kreuzung Frankfurter Straße/Maarhäuser
Weg/Steinstraße. Erhöhter Verkehr sorgt regelmäßig für Staus auf der Steinstraße, die mitunter
bis zum Stadtteil Finkenberg reichen. Verkehr in Richtung Eil und in Abbiegerrichtung
Maarhäuser Weg dürften für noch mehr Rückstaus sorgen. Der zugenommene LKW-Verkehr
durch den Stadtteil Rath-Heumar hat aus anderen Gründen zu einem erhöhten Durchfahren von
LKW’s und dadurch wohl zu einer erhöhten Sensibilität in Sachen Logistikzentrum geführt. Von
dort aus wäre u. U. die Eiler Straße eine Option der Anfahrt für den LKW-Verkehr.
 
Die kommunizierten Zahlen nach Inbetriebnahme wirken ebenfalls alles andere als beruhigend:
 

-          Betrieb des Logistikzentrums: 7 Tage die Woche/24 Stunden
-          Fahrzeugbewegungen: Be- und Entladen von LKW’s max. 275 je Tag/24 Std.
-          Insg. 550 ein- und ausfahrten je Tag/24Std.
-          65 LKW’s sowie 130 Ein- und Ausfahrten in der am stärksten ausgelasteten Stunde
-          250-300 PKW’s über 24Std.
-          Insg. 600 Ein- und ausfahrten je Tag/24 Std.
-          130 PKW’s sowie 260 Ein- und Ausfahrten in der Spitzenstunde

 
Die Baumaßnahme zum geplanten Logistikzentrum umfasst ein sehr großen Teil entlang eines
Teiles der Hansestraße sowie zwischen Theodor-Heuss-Straße und Maarhäuser Weg. Die Dauer
der Baumaßnahme dürfte sich hinziehen.



Daher meine Frage an Sie, was hat die BV Porz bisher konkret unternommen, um die
Belastungen hinsichtlich Verkehrsführung, Lärm und Schmutz zu vermeiden? Gibt es hier einen
Lösungsdialog mit der BV Kalk, um übergreifende Lösungen zu finden?
Wer sind ggf. die fraktionsübergreifenden Ansprechpartner vor Ort für mich? Kontaktdaten
wären sehr freundlich.
 
Ich bedanke mich vorab bereits für Ihre Rückantwort und stehe gerne für weitere Fragen zur
Verfügung.
 
Mit freundlichen Grüßen
 

 



Von:
An: 61-ToeB
Cc: .; Leman, Ute
Betreff: Städtebauliches Planungskonzept Arbeitstitel: Lidl-Logistikzentrum Maarhäuser Weg
Datum: Donnerstag, 22. September 2022 09:23:49

Sehr geehrte Frau Leman,
 
mit Schreiben vom 14.09.2022 baten Sie mich um Stellungnahme zum obengenannten
Planungskonzept.
 
Die in den Erläuterungen zur Planaufstellung unter Punkt 8. (Umweltbericht) im Rahmen der
Umweltprüfung Bebauungsplanverfahren benannten notwendigen Gutachten sind im
erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad aus meiner Sicht ausreichend.
 
Dennoch möchte ich im Sinne des §1 Absatz 6 Satz 1 BauGB (Klimaschutz und
Klimaanpassungen, gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse), §1 Absatz 6 Satz 7c
(umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die
Bevölkerung insgesamt) und §9 Absatz 1, Satz 23 und 24 BauGB (Schutz vor schädlichen
Umwelteinwirkungen), folgende Anregungen machen:
 

-          Bei einem städtebaulichen Planungskonzept der vorliegenden Größe sollte mehr getan
werden um auf eine Verbesserung des klimatischen Zustandes nach der Bebauung
hinzuwirken. Ideen was alles getan werden kann, wurden z.B. im Hitzeaktionsplan
entwickelt. https://www.stadt-koeln.de/artikel/67953/index.html   

 
-          Aus meiner Sicht wäre es zu begrüßen, wenn Fassadenbegrünungen/Dachbegrünungen

und das Konzept „Stadtblau“ (Stadtblau=die Anlage von Gewässern, z.B. Fließgewässer,
Seen, Teiche, Brunnen, Springbrunnen etc.) in die Planungen einfließen würden.

 
-          Im Sinne eines vorsorgenden Gesundheitsschutzes muss auch ein sparsamer Umgang

mit den Ressourcen der Natur und eine darauf ausgerichtete Bauweise unbedingt
beachtet werden. Gebäude sollten so errichtet bzw. umgebaut werden, dass sie
möglichst wenig Heizenergie bzw. Kühlenergie benötigen. Die richtige Ausrichtung der
Gebäude zur Sonne kann die Nutzung der Sonnenenergie (Wärme, Strom) vereinfachen,
gleichzeitig muss auch für heiße Sommermonate eine ausreichende Beschattung bzw.
Kühlmöglichkeit möglich sein.

 
-          Das Kühlungspotenzial von Böden durch die Verdunstung sollte genutzt werden. Das

bedingt einen optimierten Bodenaufbau und eine kontinuierliche Wasserversorgung.
Neben den Grünflächen müssen auch Dach- und Fassadenbegrünungen in Trockenzeiten
bewässert werden, damit eine Kühlleistung durch Verdunstung möglich ist.

 
-          Durch ein Gutachten sollten die Möglichkeiten zur Nutzung der Solarenergie und die

Anpassung an den Klimawandel im Rahmen dieser Planung untersucht werden.
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrag



 
Stadt Köln - Die Oberbürgermeisterin
Gesundheitsamt
532/1 Trinkwasser-und Umwelthygiene
Neumarkt 15-21
50667 Köln
 

 
E-Mail: 
Internet: www.stadt-koeln.de
 
Der Inhalt dieser E-Mail (einschließlich etwaiger beigefügter Dateien) ist vertraulich und nur für den Empfänger
bestimmt. Sollten Sie nicht der bestimmungsgemäße Empfänger sein, ist Ihnen jegliche Offenlegung,
Vervielfältigung, Weitergabe oder Nutzung des Inhalts untersagt. Bitte informieren Sie in diesem Fall
unverzüglich den Absender und löschen Sie die E-Mail (einschließlich etwaiger beigefügter Dateien) von Ihrem
System. Vielen Dank.
The contents of this e-mail (including any attachments) are confidential and may be legally privileged. If you are
not the intended recipient of this e-mail, any disclosure, copying, distribution or use of its contents is strictly
prohibited, and you should please notify the sender immediately and then delete it (including any attachments)
from your system. Thank you.
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Städtebauliches Planungskonzept,  
Arbeitstitel: „Lidl-Logistikzentrum Maarhäuser Weg“ 
hier: Stellungnahme zur Frühzeitigen Dienststellenbeteiligung 

 

Das Umwelt- und Verbraucherschutzamt nimmt aus Sicht der Umweltplanung und 
der Umweltordnungsbehörden zum o.g. Planungsverfahren wie folgt Stellung: 

 

1. Umweltplanung 

1.1. Verkehrslärmschutz 

Das Plangebiet ist durch Lärmimmissionen aus dem Straßenverkehr vollständig und 
aus dem Flugverkehr zum Teil erheblich belastet. Zudem wirken Lärmimmissionen 
aus dem Schienenverkehr gänzlich und aus dem Flugverkehr teilweise ein. 

Die Hauptemittenten sind die süd-westlich, in ca. 300 m Entfernung, verlaufende 
BAB A59/A559, der nördlich gelegene Maarhäuser Weg/L99 sowie die östlich am 
Plangebiet verlaufende L358 (Eiler Straße/ Theodor-Heuss-Straße). 

Eine erhebliche Beeinträchtigung des Wohnnachbarschaft ist aufgrund zunehmender 
Lärmimmissionen durch den planbedingten Mehrverkehr (hier: Pkw und Lkw) zu er-
warten. 

Sofern ein Aus- und/oder Neubau von Straßen geplant ist, ist eine Prüfung gemäß 
16. BImSchV erforderlich. 

Im Bebauungsplanverfahren wird eine schalltechnische Untersuchung zu den Einwir-
kungen auf das Plangebiet, zu den Auswirkungen auf die bestehende Wohnnachbar-
schaft und den erforderlichen Schallschutzmaßnahmen erforderlich. 

 

1.2. Verkehrsbedingte Luftschadstoffe 

Das Plangebiet liegt außerhalb der Umweltzone der Stadt Köln.  

Im Rahmen der Verkehrsuntersuchung sind der derzeitige Verkehr auf den betroffe-
nen Erschließungsstraßen, sowie das durch das Plankonzept verursachte Verkehrs-
aufkommen zu ermitteln. Nach Vorlage dieser Erhebung kann abgeschätzt werden, 
ob eine gutachterliche Untersuchung der kfz-bedingten Luftschadstoffe erforderlich 
ist, um festzustellen ob die Grenzwerte der 39. Bundesimmissionsschutzverordnung 
eingehalten werden.  
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Ich weise darauf hin, dass Grundlage für eine realitätsnahe Darstellung der Luft-
schadstoffbelastung eine sorgfältige Erhebung der Verkehrsstärke und Verkehrszu-
sammensetzung (LKW-Anteil > 3,5t, Busanteil) ist.  

Die Erschließung der Planung ist ausschließlich auf den motorisierten Individualver-
kehr ausgerichtet. Wegen der hohen innerstädtischen Luftschadstoffbelastung ist es 
auch für Planungen im Außenbereich ratsam, eine angemessene ÖPNV-Verbindung 
vorzusehen und den Fuß- und Radverkehr zu stärken. Das Plankonzept enthält kein 
Konzept zur Stärkung eines nachhaltigen Mobilitätsverhaltens (CarSharing-Angebot, 
Errichtung von Mikrodepots und Fahrradstellplätzen), welches dauerhaft zu einer 
Reduzierung der Verkehrs- und Luftschadstoffbelastung im gesamten Stadtgebiet 
führen würde. Das Plankonzept ist hinsichtlich eines zukunftsfähigen Mobilitätsange-
bots zu überarbeiten. 

 

1.3. Natur und Landschaft 

Die derzeitige Nutzung der Flächen ist Ackerland. In der Planvariante geht die Fläche 
als Freifläche und landwirtschaftliche Produktionsfläche verloren. 

Aus Sicht von Natur und Landschaft stellt die geplante Bebauung mit einem Lo-
gistikcenter einen erheblichen Eingriff in Natur und Landschaft dar. 

Im Rahmen des nachfolgenden Bebauungsplanverfahrens müssen geeignete Ver-
meidungs- und Kompensationsmaßnahmen festgesetzt werden und eine Eingriffs-
Ausgleichs-Bilanzierung mit dem Bewertungsverfahren nach Sporbeck erfolgen. 

 

1.4. Stadtklima / Anpassung an den Klimawandel 

Derzeitig ist das Plangebiet eine unversiegelte Ackerfläche. Diese ist windoffen und 
zeichnet sich durch Kaltluftentstehung aus. Flächen dieser Art sind zur Abmilderung 
der negativen Klimawandelfolgen sehr wichtig für Köln. Der Wegfall dieser Funktio-
nen kann auch nicht durch Minderungsmaßnahmen vollständig ausgeglichen wer-
den. Daher sollte für die Planverwirklichung eine Alternativfläche gefunden werden. 
Hier sollte auf Flächen zurückgegriffen werden, die schon versiegelt sind. Beispiels-
weise die Fläche (ehemaliger Baumarkt) an der Frankfurter Straße Ecke Theodor 
Heuss Straße.  

 

1.5. Elektromagnetische Felder 

Es bestehen keine Bedenken. 

 

2. Umweltordnungsbehörden 

2.1. Baumschutz (570/3) 

Der nordöstliche Teil des Plangebiets liegt im Bereich des Landschaftsplans. 

Im Hinblick auf den Baumschutz wird das Vorhaben kritisch gesehen. 

Von den geplanten Pkw- bzw. Lkw-Zufahrten im südwestlichen Bereich des Plange-
biets sind Bäume der Baumreihe entlang der Hansestr. potentiell betroffen, die durch 
den rechtsgültigen Bebauungsplan 74420/03 zum Erhalt festgesetzt sind. Konkrete 
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Angaben zu den Bäumen, zur Eigentumsfrage und zur Erschließung sind den vorlie-
genden Planunterlagen nicht zu entnehmen. 

Die Unterlagen sind in dieser Form nicht prüffähig. 

 

2.2. Untere Naturschutzbehörde (571) 

Freilandartenschutz: 

Lediglich eine ASP I in der UVP zu fordern ist nicht ausreichend. Im Verfahren ist für 
den Wirkraum ein artenschutzrechtlicher Fachbeitrag vorzulegen. Hierzu ist eine 
fachkundige Person (Gutachter) einzubinden. Bei der Erstellung der Unterlage wird 
dringend empfohlen das "Protokoll einer Artenschutzprüfung" Teil A bzw. B aus 
"Gemeinsame Handlungsempfehlungen des Ministeriums für Wirtschaft, Energie, 
Bauen, Wohnen und Verkehr NRW und des Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz NRW vom 22.12.2010" zu verwenden. 

http://artenschutz.naturschutzinformationen.nrw.de/artenschutz/web/babel/media/Ha
ndlungsempfeh-
lung%20Artenschutz%20Bauen mit%20Einf%c3%bchrungserlass 10 12 22.pdf 

Innerhalb des artenschutzrechtlichen Fachbeitrages sind die Auswirkungen von Glas 
und Licht auf die Fauna als anlage- und betriebsbedingte Wirkfaktoren zu betrachten. 
Hier ist auch zwingend der Wirkraum mit einzubeziehen. Es ist v. a. auch auf den 
24h-Betrieb einzugehen. 

Ich weise darauf hin, dass eine Alternativenprüfung zu dem angestrebten Standort 
stattzufinden hat, die artenschutzrechtliche Privilegierung nach § 44 (5) BNatSchG 
beinhaltet unvermeidbare Beeinträchtigungen, dies ist im weiteren Verfahren dazule-
gen. 

 

2.3. Immissionsschutz, Wasser- und Abfallwirtschaftsbehörde (572) 

Immissionsschutz 
Es wurde bereits im Vorfeld - im Rahmen einer Machbarkeitsstudie - eine schalltech-
nische Untersuchung vorgelegt. In dieser Untersuchung wurde die Einhaltung der 
Immissionsrichtwerte an einem angrenzenden Wohngebiet (WA) bedingt durch die 
vorherrschende Gemengelage mit den Immissionsrichtwerten für ein MI dargestellt. 
Die Annahme der MI-Werte wird kritisch gesehen u.a. da im bestehenden B-Plan 
74420.05.000.00 in den textlichen Festsetzung für das an das Wohngebiet angren-
zende GE 2 folgendes formuliert ist: „Zur Vermeidung von zusätzlichen Immissionen 
(u.a. Lärmstörungen) in den benachbarten Wohngebieten nur Gewerbebetriebe, La-
gerhäuser, Lagerflächen und öffentliche Betriebe zulässig, die das Wohnen nicht we-
sentlich stören“. Daher habe ich um Überarbeitung der Prognose in der Hinsicht ge-
beten, dass Maßnahmen zur Einhaltung der Immissionsrichtwerte bei der Annahme 
von WA-Werten dargestellt werden. 
 
Wasser 

Das Plangebiet liegt in der Wasserschutzzone III B des Wasserwerkes Westhoven. 
Bei der weiteren Planung sind die Vorschriften der Wasserschutzzonenverordnung 
zu berücksichtigen. 
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Im weiteren Verfahren sind die Möglichkeiten der örtlichen Niederschlagswasser-
versickerung zu untersuchen und zu beschreiben. 

 
Abfall 

Hinsichtlich des entstehenden Aushubmaterials ist frühzeitig ein Entsorgungs- und 
Verwertungskonzept zu erstellen. Für Detailfragen ist sich mit der Unteren Immissi-
onsschutz, Wasser- und Abfallwirtschaftsbehörde ins Benehmen zu setzen. 

 

2.4. Vorsorgender Bodenschutz (574/2) 

Bodenfunktionsbewertung 

Für den Untersuchungsraum liegen großmaßstäbige Bodeninformationen im Maß-
stab 1:5000 aus Bohrungen vor. Die vorherrschenden Bodenformen (Bodentyp und 
Substrat bzw. Bodenartengruppe) werde wie folgt benannt: 

 

 Braunerde: sandig-lehmige Braunerde (B43) ca. 85% des Plangebietes 
 

 Braunerde: stark lehmig sandige Braunerde (B52) ca. 12% des Plangebietes 
 

 Braunerde: sandig bis lehmig-sandige Braunerde (B71) 
 

Schutzwürdige Böden 

Aus den vorgenannten Bodenformen ist die folgenden als schutzwürdig gemäß den 
Kriterien für die Reglerfunktion des Bodens für den Wasserhaushalt im 2-Meter-
Raum des Geologischen Dienstes NRW klassifiziert: 

 

 Schutzwürdig (bf4_2m): B43 
 

Die Dürreempfindlichkeit der Bodenform B43 wird gemäß der BK50 „Dürre“ des 
GD,NRW als gering bis mittel eingestuft. Dieser Sachverhalt korreliert mit den Er-
kenntnissen aus den Bohrungen und der historischen Preußischen Geologischen 
Karte dieses Gebietes. Im Hinblick auf die Anpassung an den Klimawandel haben 
die Böden B43 hinsichtlich ihres Wasserhaushaltes eine hohe bedeutende positive 
Funktion/Auswirkung auf das lokale und gebietsbezogen Klima von Rath-Heumar. 

Aufgrund ihrer hohen Verdunstungskühlleistung erwärmen sich die Böden tagsüber 
deutlich langsamer und können somit der Nacht schneller abkühlen und leisten somit 
einen wichtigen Beitrag zur Klimawandelanpassung. 

 

Belange des Bodenschutzes 

Wie schon im Erläuterungsbericht in Punkt 4.1 „Vorhandenes Planungsrecht“ be-
nannt setzt der aktuelle Regionalplan für den potentiellen Planungsbereich “Allge-
meine Freiraum- und Agrarbereiche“ fest, die von der Planung regionale Grünzüge 
überlagert werden.  
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Vor dem vorgenannten planungsrechtlichen Hintergrund und der oben fachlich be-
schriebenen hohen Bedeutung der vorherrschenden Bodenform B43 hinsichtlich der 
Anpassung an den Klimawandel wird diese Vorhaben von der Unteren Bodenschutz-
behörde als sehr kritisch bewertet. 

Ferner ist aus Sicht der Unteren Bodenschutzbehörde jegliche Beeinträchtigung der 
natürlichen Bodenfunktionen in den Bereichen mit schutzwürdigen Bodenformen 
(hier B43) zu vermeiden, da diese Böden hinsichtlich der potentiellen Bodenkühlleis-
tung eine hohe Funktionserfüllung besitzen. 

Es ist ein Konzept/Lokales Bodenschutzkonzept zu entwickeln, wie die v.g. schutz-
würdigen Bodenformen (B43, bf4_2m) ohne Beeinträchtigungen vollständig in die 
Freiraumplanung bzw. Grünordnungsplanung des Planbereiches integriert werden 
können. 

Eine bodenkundliche Baubegleitung ist frühzeitig an der Konzepterstellung zu beteili-
gen und in der Ausführungsphase der Bebauung erforderlich. Ferner sind in diesem 
Konzept die Belange des § 12 BBodSchV zu betrachten. 

Sollte es der Planung nicht möglich sein, die v.g. schutzwürdigen Bodenformen voll-
ständig in die Freiraumplanung bzw. Grünordnungsplanung des Planbereiches zu 
integrieren, so ist eine bodenfunktionale Kompensation für die Verluste der natürli-
chen Bodenfunktionen erforderlich. 

Die Untere Bodenschutzbehörde macht darauf aufmerksam, dass die Belange des 
Bodenschutzes im Rahmen der Planung und Ausführung gemäß § 4(1) BBodSchG 
und § 4(1) LBodSchG sowie in der Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung des § 1a (3) 
BauGB nach den Vorgaben/Grundsätzen des § 15 (1+2) BNatSchG und § 31 (1) 
LNatSchG, NRW sowie des Erlasses vom MBV und MUNLV, NRW vom 31.05.2010 
„Bodenschutz in der Umweltprüfung“ zu berücksichtigen sind. 

 

2.5. Boden- und Grundwasserschutz (573) 

Im städtischen Kataster der altlastverdächtigen Flächen und Altlasten (gem. § 2 
BBodSchG) liegen keine Erkenntnisse über Bodenbelastungen vor.  

Grundsätzlich sind die Bestimmungen des Bundes-Bodenschutzgesetzes 
(BBodSchG) und der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) im 
weiteren Verfahren zu berücksichtigen. 

Der zuständige Ansprechpartner bei der Unteren Bodenschutzbehörde ist Herr Ger-
hold (Tel. 0221/ 221 23737). 

 

Ergänzung: 

Das Grundwasser unter dem westlichen Teil des vakanten Flurstückes ist mit PFC 
belastet (Grundwasserschaden Nr. 27_25_0020), was die geplante oberirdische Flä-
chennutzung nicht einschränkt. 

Östlich des Flurstückes ragt der Nahbereich (Sicherheitszone von 100 m Breite um 
eine Fläche aus der belastete Bodenluft entweichen könnte) der Altablagerung/ - de-
ponie Nr. 705 10 in das beplante Flurstück. 

Daher ist nicht gänzlich auszuschließen, dass am nordöstlichen Rand des Flurstü-
ckes 656 belastete Bodenluft erkundet werden könnte. 
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Abbildung 1: Ausschnitt aus der „Altlastenkarte“ der Stadt Köln (Karte ist eingenordet) 

 

 

 

 







Von:
An: 61-ToeB
Betreff: frühzeitige Beteiligung der Dienststellen, hier: städtebauliches Planungskonzept, Arbeitstitel: Lidl-Logistik

Maarhäuser Weg
Datum: Dienstag, 25. Oktober 2022 08:12:22

Sehr geehrte Damen und Herren,

grundsätzlich bestehen gegenüber der eingereichten Planung keine denkmalpflegerischen
Bedenken.

Südöstlich des Planungsgebietes befindet sich die denkmalgeschützte Schlossanlage
Röttgen (Denkmallistennummer 7834). Daher ist bei der Planung darauf zu achten, dass
die Bebauung - wie derzeit vorgesehen - möglichst weit vom Denkmal abrückt. Gegenüber
der Ausführung eines Parkplatzes im südöstlichen Bereich des Planungsgebiets bestehen
keine Bedenken.

Kritisch wird die Massivität und Höhe des Gebäudes gesehen, die in dieser Form in der
näheren Umgebung nicht zu vorfinden ist. Für eine bessere Einfügung in die Umgebung,
wäre ein weniger massives Gebäude wünschenswert.

Sollte sich an der grundsätzlichen Planung etwas ändern, so ist 48 wieder zu beteiligen.

Mit freundlichen Grüßen
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VIII 27.10.2022 
VIII/2  
  
  

Städtebauliches Planungskonzept  

Arbeitstitel: Lidl-Logistikzentrum Maarhäuser Weg in Köln-Porz-Gremberghoven 

hier: Stellungnahme von VIII/2 

Die Koordinationsstelle Klimaschutz (VIII/2) verweist auf die Wichtigkeit der möglichst früh-
zeitigen Einbeziehung von Klimaschutz-Kriterien in die Planung und nimmt die Möglichkeit, 
zum o. g. Entwurf Stellung zu beziehen, gern wahr. Vor dem Hintergrund der Klimanotstand-
Beschlussfassung am 9. Juli 2019 durch den Rat der Stadt Köln und dem damit verbunde-
nen Bekenntnis zum klimaneutralen Köln folgen die nachstehenden Ausführungen dem Ziel 
einer möglichst klimagerechten, also klimaschonenden Planung gemäß § 1 (5) BauGB1. 

Am 17. März 2022 hat der Rat der Stadt Köln die „Leitlinien zum Klimaschutz in der Umset-
zung nicht-städtischer Neubauvorhaben in Köln“ beschlossen. Die Klimaschutzleitlinien fin-
den in allen Bebauungsplanverfahren Anwendung, in denen die förmlichen Beteiligungen 
nach § 4 Abs. 2 BauGB zum Zeitpunkt der Beschlussfassung noch nicht eingeleitet wurden. 
Im vorliegenden Fall greifen die Klimaschutzleitlinien. 
 
Ziel der vorliegenden Planung 

Die Lidl Dienstleistung GmbH & Co. KG beabsichtigt auf dem rund 13 ha großen, derzeit 
landwirtschaftlich genutzten Areal in Porz-Gremberghoven ein Logistikzentrum mit der Funk-
tion einer Regionalgesellschaft (u. a. Warenlagerung, -bereitstellung, -auslieferung, Filialver-
waltung, Wertstoffrecycling etc.) mit künftig rund 250 bis 300 Mitarbeitenden zu errichten. 
Das Plangebiet wird über die Hansestraße im Süden erschlossen. „Das Plangebiet liegt im 
Nahbereich der Anschlussstelle Köln-Gremberghoven zur Autobahn A 559 und der An-
schlussstelle Köln-Rath zur A 59 (in Richtung A 3)“ (vgl. Anlage 2, S. 2). Es ist über die Li-
nien 151 und 154 an das Busnetz angeschlossen, ein direkter Bahnanschluss besteht nicht.   

Rund 80 % der Flächen sollen überbaut werden.  

Das Logistikzentrum ist mit ca. 48.000 m² und einer Höhe von 22,50 m zuzüglich Dachauf-
bauten konzipiert. Die Erschließung soll mit getrennten Anbindungen (LKW/PKW) an die 
Fuggerstraße erfolgen. Ein Mitarbeitenden-Parkplatz mit ca. 250 Stellplätzen ist vorgesehen. 

Aufgrund der Lagerung von gekühlten und tiefgekühlten Produkten ist eine Anlagenkühlung 
mit natürlichem Ammoniak geplant, die eine Genehmigung nach BImSchG notwendig macht.   

Die verkehrlichen Bewegungen werden wie folgt kalkuliert: „Lastkraftwagen: Be- und Entla-
dung von maximal 275 Lastkraftwagen je Tag (24 Stunden), Insgesamt maximal 550 Ein- 
und Ausfahrten je Tag (24 Stunden), 65 Lastkraftwagen sowie 130 Ein- und Ausfahrten in 
der am stärksten ausgelasteten Stunde. Personenkraftwagen: 250 bis 300 Personenkraftwa-
gen (24 Stunden), Insgesamt 600 Ein- und Ausfahrten je Tag (24 Stunden), 130 Personen-
kraftwagen sowie 260 Ein- und Ausfahrten in der Spitzenstunde“ (vgl. Anlage 2, S. 4).  

Insgesamt ist, „wenn auch in sehr kleinem Umfang, mit einer geringfügigen Entlastung der 
städtischen Verkehrsinfrastruktur“ zu rechnen (vgl. Anlage 2, S. 5).  

Auf die Einhaltung der Klimaschutzleitlinien (hier: Nichtwohnnutzung) mit den entsprechen-
den verbindlichen Vorgaben wird auf S. 4 explizit verwiesen. „Als Maßnahmen zur Klimaan-
passung und zur Minderung ökologischer Eingriffsfolgen sind Begrünungsmaßnahmen und 
Regenwasserversickerung vorgesehen. Hierfür ist im weiteren Verfahren ein Konzept zu er-

                                                
1 Die Klimawandelanpassung bringt gemäß § 1 (5) BauGB ebenfalls Anforderungen mit sich (57). 



- 2 - 

 

/ 3 

stellen. Durch ein möglichst integriertes Gesamtkonzept sollen Synergieeffekte erzielt wer-
den“ (vgl. Anlage 2, S. 4). „Als Neubebauung einer bisher agrarisch genutzten Fläche wird 
das Vorhaben Auswirkungen auf das Klima haben. Durch die geplante umfangeiche Versie-
gelung wird es sich zudem voraussichtlich auch auf das Mikroklima auswirken“ (vgl. Anlage 
2, S. 5). „Im weiteren Verfahren wird darüber hinaus geprüft, welche weiteren Maßnahmen 
festgesetzt werden können, um dem Klimawandel entgegenzuwirken und um neu entste-
hende Belastungen des Mikroklimas zu mindern. Zudem werden Maßnahmen zur Anpas-
sung an den Klimawandel festgesetzt“ (vgl. Anlage 2, S. 5). Dies betrifft u. a. die Begrünung.  
 
Anforderungen und Empfehlungen zum Klimaschutz 

Klimaschutz beginnt beim schonenden bzw. bewussten Umgang mit den endlichen Flächen-
ressourcen. Unabhängig von der konkreten Befassung mit der hier vorliegenden Logistikim-
mobilien-Planung befürwortet VIII/2 aus diesem Grund, falls noch nicht geschehen, eine Prü-
fung von geeigneten Standortalternativen möglichst mit Schienenanschluss2, um zum einen 
die Versiegelung von bisher unbebauten Flächen in erheblichem Ausmaß zu vermeiden und 
zum anderen Container und Trailer möglichst schienengebunden zu transportieren.  

Sofern an dem vorgeschlagenen Standort festgehalten wird, sind die verbindlichen Vorgaben 
der Klimaschutzleitlinien einzuhalten (s.o.), die Empfehlungen sollten schon allein aufgrund 
der Dimension der Planung vollumfänglich umgesetzt werden: Demnach sind die passiven 
Maßnahmen zum Schutz vor sommerlicher Überhitzung aktiven Kühlmaßnahmen generell 
vorzuziehen. Dach- und Fassadenbegrünungen sind einzuplanen. Die Förderung alternativer 
Formen klimaneutraler Mobilität in geeigneten Konzepten ist erforderlich, dies betrifft die Mo-
bilität der Mitarbeitenden ebenso wie den Schwerlastverkehr (Ausführungen s.u.).  

Maßnahmen der Klimawandelanpassung sind unbedingt umsetzen und sollten in Abstim-
mung mit zuständigen Dienststellen mit denen zum Klimaschutz sinnvoll verschränkt werden.  

Jenseits dieses ersten Moduls der Klimaschutzleitlinien wird darüber hinaus die Beachtung 
von Kriterien der Nachhaltigkeit bzw. Kreislaufwirtschaft (cradle to cradle) befürwortet; mit 
dem Ziel einer ganzheitlichen Planung regt VIII/2 eine Orientierung an den DGNB3-Kriterien 
im Bereich Logistikimmobilien oder vergleichbaren Systemen wie BREEAM oder LEED4 an, 
die dem Standort bzw. der Erreichbarkeit eine hohe Relevanz in der Bewertung beimessen.  

Auch die Baustellenlogistik ist im Fall der Realisierung zu berücksichtigen.  
  

                                                
2 reaktivierter oder neu verlegter Anschluss; ggf. kann die KVB-Schieneninfrastruktur genutzt werden. 

3 Deutsche Gesellschaft für nachhaltiges Bauen 

4 Neben der Auswahl von Baumaterialien und dem Einsatz regenerativer Energien leisten z. B. auch 
Kriterien wie die Effizienz im Wasserverbrauch und der Umgang mit vermeintlichen Abfällen (sorten-
rein mit dem Ziel der Recycling) einen Beitrag auf dem Weg zu nachhaltig bewirtschafteten Objekten. 
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In Ergänzung der baurechtlich relevanten Forderungen nimmt VIII/2 das Planverfahren zum 
Anlass, Anregungen zu einer nachhaltige(re)n Organisation der Logistik zu geben, dies vor 
dem Hintergrund der bis 2035 angestrebten Klimaneutralität und entsprechenden Gutachten. 

Die folgenden Anregungen bedürfen der Abstimmung bzw. Koordination mit Dezernat III.  

Gemäß der Zielsetzung, den Güterverkehr5 in Köln so zu organisieren, dass die klimatischen 
Auswirkungen so gering wie möglich sind, sollten in Abstimmung mit dem Vorhabenträger 
Möglichkeiten der Reduzierung6 bzw. Verlagerung von Verkehren (z. B. durch Schaffung von 
entsprechenden Infrastrukturen inkl. Speichermöglichkeiten) bzw. der Umstellung7 von kon-
ventionellen auf alternativen Antrieb, auch in der Intralogistik, ausgelotet werden. Auch soll-
ten frühzeitig BMM-Maßnahmen8 eingeleitet werden, um den Umweltverbund zu stärken.  

                                                
5 „Wirtschafts- und Güterverkehre mit leichten und schweren Nutzfahrzeugen verursachten 2019 in 
Köln mit 657.000 Tonnen rund 26% der verkehrlichen CO2-Emissionen. Von diesen Emissionen ent-
fielen 74% auf Lkws über 3,5 Tonnen und 26% auf leichte Nutzfahrzeuge bis 3,5 Tonnen“ (Auszug 
aus dem Gutachten zum klimaneutralen Köln 2035). Aus Klimaschutzsicht sind v. a. die schweren Sat-
telzugmaschinen in den Blick zu nehmen: Nach Angaben von Energy4Climate NRW „umfassen sie 5 
% des LKW-Bestandes, aber sind für 50 % der CO2-Emissionen der Nutzfahrzeuge verantwortlich“  
(vgl.: https://www.energy4climate.nrw/mobilitaet/kfz-nutzfahrzeuge-1/schwere-nutzfahrzeuge). 

6 z. B. durch Lager- und Frachtkooperationen, z. B. zu gemeinsam mit anderen Unternehmen betrie-
benen City-Logistik-Hubs (Stichwort Green Logistik); durch Einsatz von digitalen Technologien und 
Systemen, die die Planung von Lieferwegen unterstützen und die Konsolidierung von Lasten priorisie-
ren (z. B. Vermeidung von Leerfahrten); durch Automatisierung sowie durch die Nutzung von digitalen 
und KI(Künstliche Intelligenz)-gesteuerten Lagerprozessen zwecks Materialflussoptimierung und dem 
Ziel, den Lagerplatz optimal auszunutzen und somit direkt und indirekt einen Klimaschutzbeitrag zu 
leisten (durch verringerten Bedarf z. B. an künstlicher Beleuchtung und sparsamen Flächenverbrauch)  

7 Gegenwärtig dominiert im Güterverkehr noch der Dieselantrieb. V. a. im Bereich von leichten Nutz-
fahrzeugen und Flurförderfahrzeugen bietet sich, abhängig von der Marktverfügbarkeit und den kon-
kreten Anforderungen, vielfach ein elektrischer Antrieb an. Das Angebot an schweren Nutzfahrzeugen 
mit elektrischen Antrieben ist noch sehr gering. Der Antrieb mit Batterien wird aktuell v. a. im Kontext 
der Last-Mile-Logistik diskutiert (elektrische LKW mit Stromversorgung aus Oberleitungen sind nach 
überschlägigen Recherchen eher selten und mit hohem infrastrukturellem Aufwand verbunden), wo-
hingegen im Fernverkehr mit Distanzen über 250 km der Brennstoffzellenantrieb vielfach von Vorteil 
ist. Die Markteinführung der Wasserstoff-LKW ist ab 2023/24 angekündigt. Biomethan ist als Antrieb 
schwerer LKW und Sattelschlepper grundsätzlich geeignet, konkurriert aber mit anderen Anwendun-
gen (vgl.: https://www.energy4climate.nrw/mobilitaet/kfz-nutzfahrzeuge-1/schwere-nutzfahrzeuge). 
8 z. B. Beratung, Kooperationen, Förderung und Schaffung von z. B. Sharing- oder Leasingangeboten 
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Bauleitplanung 
Bebauungsplan Nr. 75419/03, Städtebauliches Planungskonzept,  
Lidl-Logistikzentrum Maarhäuser Weg  
 
Ihr Schreiben 613 Le vom 14.09.2022 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

vorliegend erhalten Sie die zwischen den Dezernaten 52 (Abfallwirtschaft 

- einschließlich anlagenbezogener Umweltschutz) und 53 (Immissions-

schutz einschließlich anlagenbezogener Immissionsschutz) der 

Bezirksregierung Köln abgestimmte Stellungnahme zur o. a. Bauleit-

planung. 

 

a) Allgemeines/Zuständigkeit 

 

Gemäß den vorliegenden Erläuterungen sind im geplanten Logistik-

zentrum auch die Lagerung und Behandlung von Wertstoffen vorge-

sehen. Vermutlich handelt es sich bei den als Wertstoff bezeichneten 

Stoffen im rechtlichen Sinne um Abfälle. Ausgehend von der genannten 

Lagermenge (mehr als 100 Tonnen) dürfte es sich bei den abfallwirt-

schaftlichen Tätigkeiten (Lagerung und Behandlung) um immissions-

schutzrechtlich genehmigungsbedürftige Anlagen nach Nr. 8.11 und  

Nr. 8.12 des Anhanges I der 4. BImSchV handeln, für die voraussichtlich  
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die Bezirksregierung Köln immissionsschutzrechtlich zuständig wäre. Auf 

das Logistikzentrum würde dann hinsichtlich der immissionsschutz-

rechtlichen Zuständigkeit das „Zaunprinzip“ des § 2 ZustVU Anwendung 

finden. 

 

Evtl. ergibt sich eine immissionsschutzrechtliche Zuständigkeit der 

Bezirksregierung Köln für das Logistikzentrum auch aufgrund der 

Anwendung der 12. BImSchV. Dazu wird auf Punkt b) der vorliegenden 

Stellungnahme verwiesen. 

 

Gemäß telefonischer Information durch Frau Leman aus Ihrem Haus ist 

zudem vorgesehen, im Logistikzentrum Feuerwerkartikel zu lagern. 

Einzelheiten zu dieser Lagerung wurden aber noch nicht genannt. Evtl. 

ist auch diese Lagerung von Feuerwerkartikel genehmigungsbedürftig 

nach dem BImSchG (Nr. 9.3.2 des Anhanges I der 4. BImSchV). Evtl. 

ergeben sich aus den Anforderungen an einer solche Lagerung aufgrund 

des Sprengstoffgesetzes auch noch weitergehende Anforderungen an 

die vorliegende Bauleitplanung. Eine entsprechende Beteiligung des 

Dezernates 55 der Bezirksregierung Köln (Herr Hausen, 

christian.hausen@brk.nrw.de) im weiteren Bauleitplanverfahren wird 

daher angeregt. 

 

Unter Berücksichtigung, dass es sich um einen vorhabenbezogenen 

Bebauungsplan handelt, wird insgesamt angeregt, die Angaben zur 

immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbedürftigkeit im weiteren 

Bauleitplanverfahren entsprechend zu konkretisieren. 
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b) § 50 BImSchG i. V. mit Betriebsbereichen nach § 3 Abs. 5a BImSchG 

(„Störfallbetriebe“) 

 

Nach den vorliegenden Erläuterungen soll im Logistikzentrum eine nach 

BImSchG genehmigungsbedürftige Ammoniak-Kälteanlage errichtet und 

betrieben werden. Von hier wird davon ausgegangen, dass es sich bei 

dem genannten Kältemittel „natürliches Ammoniak“ um wasserfreies 

Ammoniak handelt. Die Menge an Ammoniak wird nicht konkretisiert. 

Wasserfreies Ammoniak ist unter Nr. 2.5 im Anhang I der  

12. BImSchV (Störfall-Verordnung) aufgeführt. Vermutlich kommt es im 

geplanten Logistikzentrum noch zur Lagerung bzw. Hand-

habung/Verwendung weiterer Stoffe nach Anhang I der 12. BImSchV  

(z. B. Feuerwerkartikel). 

 

Nach § 50 BImSchG sind bei raumbedeutsamen Planungen die für eine 

bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander so zuzuordnen, 

dass von schweren Unfällen im Sinne des Artikels 3 Nr. 13 der Richtlinie 

2012/18/EU (Seveso-III-Richtlinie) in Betriebsbereichen hervorgerufene 

Auswirkungen auf bestimmte Gebiete und Nutzungen (u. a. dem Wohnen 

dienenden Gebiete, sonstige schutzbedürftige Gebiete, insbesondere 

öffentlich genutzte Gebiete, wichtige Verkehrswege, öffentlich genutzte 

Gebäude) so weit wie möglich vermieden werden. Konkret bedeutet dies, 

dass im Rahmen der Bauleitplanung angemessene Sicherheitsabstände 

zwischen Betriebsbereichen und schutzbedürftigen Gebieten bzw. 

Nutzungen einzuhalten sind. Nach einer ersten hiesigen Einschätzung 

sind schutzbedürftige Gebiete und Nutzungen im Umfeld des 

Plangebietes nicht grundsätzlich auszuschließen. 
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Für das weitere Bauleitplanverfahren sollte daher im Hinblick auf § 50 

BImSchG und schwere Unfälle zunächst geklärt werden, ob für das ge-

plante Logistikzentrum die 12. BImSchV Anwendung findet und ob es sich 

um einen Betriebsbereich nach § 3 Abs. 5a BImSchG handeln wird, für 

den dann angemessene Sicherheitsabstände zu schutzbedürftigen 

Gebieten und Nutzungen zu berücksichtigen wären. Zur Klärung der An-

wendung der 12. BImSchV auch im Hinblick auf die entsprechenden 

Regelungen im Anhang I der 12. BImSchV wird auf das seitens der 

Bezirksregierung Arnsberg dazu erstellte Berechnungstool (Excel-Tool) 

verwiesen, dass sich unter https://www.bra.nrw.de/umwelt-gesundheit-

arbeitsschutz/umwelt/immissionsschutz-luft-laerm-

gerueche/stoerfallrecht/formularechecklisteninfos findet. 

 

Sofern es sich bei dem Logistikzentrum um einen Betriebsbereich 

handeln sollte, wird eine Abstimmung zur weiteren Vorgehensweise  

(z. B. Einzelfallbetrachtung zur Bestimmung eines angemessenen 

Sicherheitsabstandes auf der Berechnungsgrundlage des KAS-18 

Leitfadens und unter Berücksichtigung von Detailkenntnissen) angeregt. 

 

Im Hinblick auf den evtl. Ausschluss von Betriebsbereichen im Plangebiet 

oder eine entsprechende Gliederung des Plangebietes nach störfall-

rechtlichen Gesichtspunkten wird auf das von der Kommission für 

Anlagensicherheit beim Bundesumweltministerium (KAS) in Auftrag 

gegebenen Rechtsgutachten "Erarbeitung und Formulierung von Fest-

setzungsvorschlägen für die Umsetzung der Abstandsempfehlungen für 

Anlagen, die einen Betriebsbereich i.S.v. § 3 Abs. 5a BImSchG bilden, 

nach den Vorgaben des BauGB und der BauNVO" der Anwaltskanzlei 

Redeker/Sellner/Dahs verwiesen, das sich zusammen mit dem Leitfaden 

„Empfehlungen für Abstände zwischen Betriebsbereichen nach der  
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Störfall-Verordnung und schutzbedürftigen Gebieten im Rahmen der 

Bauleitplanung - Umsetzung § 50 BImSchG“ (KAS-18; 2. überarbeitete 

Fassung aus Nov. 2010) unter www.kas-bmu.de/kas-leitfaeden-arbeits-

und-vollzugshilfen.html findet. 

 

Das Plangebiet selber befindet sich nicht innerhalb von angemessenen 

Sicherheitsabständen nach § 3 Abs. 5c BImSchG bzw. Achtungsab-

ständen ohne Detailkenntnisse nach Leitfaden KAS-18 bezogen auf 

Betriebsbereiche nach § 3 Abs. 5a BImSchG. 

 

c) Lärm 

 

Durch den Betrieb des vorgesehenen Logistikzentrums selber ist von 

nicht unerheblichen Lärmemissionen/-immissionen auszugehen. Der 

geplante Standort befindet sich in einem auch durch Gewerbelärm bereits 

vorbelasteten Umfeld. Von daher wird angeregt, den Aspekt Lärm im 

weiteren Bauleitplanverfahren fachgutachterlich untersuchen zu lassen. 

Eine vorherige Abstimmung zu den Randbedingungen einer solchen 

fachgutachterlichen Untersuchung auch unter Beteiligung der Unteren 

Immissionsschutzbehörde Ihres Hauses wird als sinnvoll angesehen. 

 

d) Staub/Gerüche/luftverunreinigende Stoffe 

 

Nach den vorliegenden Erläuterungen soll im Logistikzentrum auch die 

Lagerung und Behandlung von Abfällen (Wertstoffen) erfolgen.  

In diesem Falle wäre es sinnvoll, im weiteren Bauleitplanverfahren mög-

liche Geruchsemissionen/ -immissionen sowie Staubemissionen/  

-immissionen zu thematisieren und gegebenenfalls fachgutachterlich zu 

betrachten. Eine vorherige Abstimmung zu den Randbedingungen einer  
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solchen fachgutachterlichen Untersuchung auch unter Beteiligung der 

Unteren Immissionsschutzbehörde Ihres Hauses wird als sinnvoll ange-

sehen. 

 

Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass die vorgesehene Bebauung evtl. 

Auswirkungen auf die erforderlichen Höhe von vorhandenen Abluft- bzw. 

Abgasableitungen im Umfeld des Plangebietes haben kann. Die Berück-

sichtigung dieses Aspektes im weiteren Bauleitplanverfahren wird ange-

regt. 

 

e) Lichtemissionen 

 

Ausführungen zu eventuellen Beeinträchtigungen der Nachbarschaft, der 

Allgemeinheit sowie Blendwirkungen durch Lichtemissionen können den 

Planunterlagen nicht entnommen werden. Aufgrund der räumlichen Nähe 

zur BAB 59 und BAB 559, des 3 Schichtbetriebes an 7 Tagen pro Woche 

sowie der geplanten Gebäudehöhe ca. 25 m, sollten die Rahmen-

bedingungen für die Außenbeleuchtung, auch durch Beteiligung der 

Unteren Immissionsschutzbehörde sowie des Straßenbauträgers 

„Straßenbau NRW“ abgestimmt werden. 

 

Zur Gestaltung der Außenbeleuchtung wird auf das BfN-Skript 543 aus 

dem Jahr 2019 (Leitfaden zur Neugestaltung und Umrüstung von Außen-

beleuchtungsanlagen Anforderungen an eine nachhaltige Außenbe-

leuchtung), das LANUV-Info Papier Nummer 42 (Künstliche Außen-

beleuchtung Tipps zur Vermeidung und Verminderung störender 

Lichtimmissionen) sowie den Rd. Erl. des Ministeriums für Klimaschutz, 

Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz vom 11.12.2014 

„Lichtemissionen, Messung. Beurteilung und Vermeidung“ verwiesen. 
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f) Energieversorgung 

 

Für das weitere Bauleitplanverfahren wird angeregt, die Angaben zur 

Energieversorgung einschließlich evtl. Erzeugung und Speicherung von 

Energie im Plangebiet zu konkretisieren. 

 

g) Art der Nutzung/Gebietsausweisung 

 

Als Art der baulichen Nutzung soll im Bebauungsplan ein Logistikzentrum 

festgesetzt werden. Weitere Angaben zu den vorgesehenen Baugebieten 

enthalten die vorliegenden Unterlagen nicht. 

 

In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass es sich bei 

nach dem BImSchG genehmigungsbedürftigen Anlagen um solche 

handelt, die auf Grund ihrer Beschaffenheit oder ihres Betriebes in 

besonderem Maße geeignet sind, schädliche Umwelteinwirkungen her-

vorzurufen oder in anderer Weise die Allgemeinheit oder die Nach-

barschaft zu gefährden, erheblich zu benachteiligen oder erheblich zu 

belästigen (§ 4 BImSchG). Aufgrund des allgemein zu erwartenden Stör-

grades beim Betrieb dieser Anlagen widersprechen sie regelmäßig den 

Vorgaben eines Gewerbegebietes nach § 8 der Baunutzungsverordnung 

(BauNVO). Die BauNVO sieht für solche Anlagen mit einem derart hohen 

Störgrad insbesondere Industriegebiete (§ 9 BauNVO) vor. Auch die 

Einhaltung von Immissionsrichtwerten durch den Betrieb solcher Anlagen 

oder die Einhaltung des Standes der Emissionsminderungstechnik 

bedeutet nicht automatisch, dass es sich um eine atypische industrielle 

Anlage handelt, die eine planungsrechtliche Zulässigkeit z. B. in einem 

Gewerbegebiet rechtfertigt. 
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h) Sonstiges 

 

Auf die Lage des Plangebietes innerhalb von Wasserschutzgebieten wird 

hingewiesen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

gez. 

 



Von:
An: 61-ToeB
Betreff: 2022-10-26_LID_Rueck_4_1_Stadtwerke Köln
Datum: Mittwoch, 26. Oktober 2022 12:23:19
Anlagen: 20220916 von StK Beteiligung SPK Lidl Logistikzentrum Maarhäuser Weg.pdf

Sehr geehrte Damen und Herren,
 
namens und im Auftrag unserer Konzerngesellschaften der RheinEnergie AG in Verbindung mit
der Rheinischen NETZGesellschaft mbH sowie den Kölner Verkehrs-Betrieben AG möchten wir
Ihnen zu o.g. Verfahren folgendes mitteilen:
 
RheinEnergie AG / Rheinische NETZGesellschaft mbH:
Grundsätzlich bestehen gegen das Vorhaben keinen Bedenken, allerdings wird auf
nachstehendes hingewiesen.
Technische Versorgung
Im Umfeld des Plangebiet sind, wie in den Erläuterungen ausgeführt, bereits Bestandsleitungen
verschiedener Medien vorhanden. Allerdings können bei einem Projekt dieser Größenordnung
schnell Maßnahmen innerhalb der äußeren Erschließung bzw. dem vorgelagerten Netz im Sinne
von Leitungsneulegungen erforderlich werden. Dies ist abhängig von der Höhe der
Leistungsbedarfe in den einzelnen Sparten. Da eventuell erforderliche Vorabmaßnahmen
mitunter große Vorlaufzeiten benötigen, möchten wir die Fa. LIDL dazu anhalten, möglichst
frühzeitig Kontakt zum Fachbereich TSK der RheinEnergie aufzunehmen, damit Prüfung und ggf.
 Planung der Versorgungsleitungen rechtzeitig anlaufen können.
Der Fachbereich TSK ist unter folgenden Kontaktdaten erreichbar:
RheinEnergie AG, Fachbereich TSK, Parkgürtel 24, 50823 Köln
Tel.: 0221 – 178 5065; Mail: netzanschluss@rheinenergie.com
Gewässerschutz
In den Erläuterungen wird zudem richtigerweise darauf hingewiesen, dass bedingt durch die
Größe der vorgesehenen Kälteanlage und der daraus resultierenden Menge an Ammoniak eine
Genehmigung nach BImSchG erforderlich wird.
Dementsprechend möchten wir aktuell lediglich darauf hinweisen, dass Teile des Plangebietes im
Wasserschutzgebiet der Wassergewinnungsanlage Erker Mühle liegen, sodass die Auflagen der
gültigen Wasserschutzgebietsverordnung unbedingt einzuhalten sind.
Außerdem ist nach §51a LWG das Niederschlagswasser von Grundstücken, die erstmals bebaut
werden, zu versickern, zu verrieseln oder einem Vorfluter zuzuführen, sofern dies ohne
Beeinträchtigung des Wohl der Allgemeinheit möglich ist.  
Weitere Anmerkungen bestehen zum gegenwärtigen Zeitpunkt seitens RE/RNG nicht.
 
 
Kölner Verkehrs-Betriebe AG:
Seitens der KVB gibt es keine Bedenken gegen das Vorhaben. Hinsichtlich des zu erstellenden
Verkehrskonzeptes schließen wir uns der Stellungnahme vom Amt für nachhaltige
Mobilitätsentwicklung (681/1 – Verkehrsentwicklungsplanung und ÖPNV) an, dass hier noch zu
prüfen ist, ob die Kapazitäten und die Bedienzeiten des Busverkehrs ausreichend sind.
 
 
Für eventuelle Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.
Mit freundlichen Grüßen



SWK 61 - Immobilienmanagement und Wohnungswirtschaft

Stadtwerke Köln GmbH
Parkgürtel 26
50823 Köln
 
Geschäftsführung:
Andreas Feicht, Vorsitzender
Stefanie Haaks
Timo von Lepel
 
Vorsitzender des Aufsichtsrates
Anne Lütkes
 
Sitz der Gesellschaft:
Köln
 
Amtsgericht Köln
HR B 21 15
 
Informationen zu der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten bei der Stadtwerke Köln GmbH finden Sie unter
www.stadtwerkekoeln.de/datenschutzinformationen
 



���

������	� 
�	� 
�
����� 
�����
�������������	��

�������	������������
��
� �� ���
����� !��� �" #$$�%&#%&

'�������� ��  ��

�(���	��������
)����� ������

'������ �
��� ���	�� *���+
'�������� ��


���	�� �����
��� *�,�� �����
",��-� .����
��� ����� !�/����
0��	��� .�������
��� ������� ��� ��1 0��/�����
0����� ������

!2	��� ��(��1������� ��� �����,����������� �1 �
�3������ (�� �� ��� 	���� 444� �����	���	����15 ������	���

�	� 6���	��� %$7 *� �	�� !��	���	� ,�1 $8��&�9�99

��������	
��
�� �
��	���������� �	� ����		����
�� ��� ����� !"
#����������
$ %��
&%������������	� '���
�	��� (��

��	� ���	��� :��� *�1��+
��	� ���	��� ��1�� �� ������+

 � ��� ���	 ���	� ���� ����������	1�� ������� ,����	�� ���� ����	2(��������	� ,��������+
;������ �� 4��+  �� ������	� 
�	� 
�+ �
 �11�������+ ��� ,��  �� �
 !��� 
� ��,���12�	����
��� �������	1��+  ����� 64���	������	�� �

������������ �����	�� ���� �2�����	 /���� 
� ��/��+ 4���  �� ���	(����� �� 
�(����� �� 
���4���� ����	��� 4�� ���

� ����	  �� "������	�������� ��  �� "�	������  �� 
�	�������� ������	�� "1������
��� <�������� ��� *�(�� �� 3=�>����	���+ 
�����+ :��/��(���+ 
������ ��
�  ���	

��1���2���+ ���/�����	� 
����(���������  ���	 1��������	� :�� �� ����?+  �� �� �1�
1�������� �� �����	������ 
������� (;	��� /=����� "����	2 ���������>�;�	� � ��

��>�;�	� ��( ��	���� � �� "�����1�@��	1�� /=���� �����  �� �
 
� ���	� ����
��� ��1��	� 4�� ��+  �  �� 
�	������/� ���� >���(������������ 
����� ���� �>2����
!�����  �� :�2�	�� ��� (�;	������ �� �� ���������� )���� ��(  �� 
����(�����������
(�	� 	����4������

� ����	  �� �� ���((�� �� 0�@��	1��  ��(  �� ���	� ��( ������ ������� ���	� �������2�	�
���� 4�� �� ������ ���	  �� 
�������� �2	�� ��� 9+� ��  �� 3�������� �2	���+ ��� ���� 3��
������4������ ��(�� �����	� 
��>���	>������ ��� ����� ��	2(��+ 
����/������� *���� �� 
���	���������	��/+ *�A 3=�� 0;�	��1+ ��!
�)�!�3B*��* �7+ 
�;���1�������@� $%�$#+
��%C& 3=��+ A�����99$ $8$ %�99�+ 0����� �$%� &C89 &$9�+
"�0���� 	���� ���	��(��D �����	���	����1

�
 
� E �
 �11�������+ "������	�((�������� �+ �$$�7 3=��

�
 
� E �
 �11�������

�����	� �
���� F8$

"������	�((��������@� �
�$$�7 3=��

444� �����	���	����15 �5����	��(��5�11�������


����1���� 0��� E 
 ������
����11�/���������	�D �����	���	����1

6���	��� AB
�!)�99�$89$&9

9��$��9�99

��� � 3=��
��� F����;����1��������
��� �>��������1�
:��� *�1��
)���-�
��� ��.���� 9
��%C& 3=��





757

/// %(& ��
 �� +����
�
�� ///
)
����� ����� ���	� �	��� ��� �����1����� :����� ��� �1  �� A	�1� 
������������  �� �
 ���

���������� 5 .�������� �� 3�������/��(��,��(�	��� �� ��(��� ����� ��� '��(;�����
!����� ���  �(;� (����� �� *��/ � ��  �� H� �� ��
	��>��55444� �����	���	����15 �5����	��(��5�11�������5��������� �	������	�4���/�11������� ����
�
���
��11����������C��%$#





Von:
An: 61-ToeB
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Sehr geehrte Damen und Herren,

gegen den in der Betreffzeile erwähnten vorhabenbezogenen Bebauungsplan bestehen aus
entwässerungstechnischer Sicht keine grundsätzlichen Bedenken.

Die Entwässerung des anfallenden Schmutzwassers kann über die öffentlichen Kanäle in der Hansestraße
(PVC 600) oder Theodor-Heuss-Straße (B Ei 700/1050) erfolgen. Das Gebiet entwässert im Trennsystem,
es handelt sich hierbei also wirklich ausschließlich um das Schmutzwasser und nicht um das anfallende
Niederschlagswasser.

Das nicht klärpflichtige Niederschlagswasser ist gemäß §44 Abs.1 Landeswassergesetz von
Grundstücken zu versickern, sofern das Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt wird. Die
Versickerung des Niederschlagswassers ist für das Entwässerungskonzept festzusetzen. Das
Plangebiet befindet sich innerhalb einer äußeren Wasserschutzzonen (III B). Hier ist in der Regel
nur die großflächige Versickerung über eine belebte Bodenzone (Mutterbodenschicht) und die
Versickerung über Mulden oder eine Mulden-/Rigolenkombination erlaubt.

Sollte eine Versickerung gegen das Wohl der Allgemeinheit verstoßen oder aus technischen Gründen
nicht möglich sein, müssen andere Maßnahmen zur Regenwasserbeseitigung geprüft werden. Bedarf es
dennoch der Entwässerung von Niederschlagwasser in den öffentlichen Kanal, muss geprüft werden
inwiefern der Anschluss zusätzlicher, befestigter abflusswirksamer Fläche möglich ist. Es ist nicht
auszuschließen, dass die Festlegung einer Einleitungsbeschränkung (Drosselwassermenge) notwendig
ist.

Es ist zu berücksichtigen, dass im Planungskonzept eine aktuell unversiegelte Fläche bebaut wird,
wodurch sich die Wasserbilanz vom natürlichen Zustand negativ verändern wird. Dadurch verschlechtert
sich das Mikroklima sowie die Grundwasserneubildung, außerdem kann es durch den erhöhten Abfluss
auch zu einer erhöhten Überflutungsgefährdung kommen. Vor diesem Hintergrund ist eine Bilanzierung
des Wasserhaushaltes gemäß dem DWA-Merkblatt 102-43 für jede Erschließungsmaßnahme
durchzuführen. Die Bilanzierung sollte bereits mit der Aufstellung des vorhabenbezogenen oder
entwässerungstechnischen Entwurfes erfolgen. Es ist anzustreben, die Ergebnisse der
Wasserhaushaltsbilanzierung in den Regelungen des Bebauungsplans festzuschreiben.

Ziel ist es, den zukünftigen Wasserhaushalt im Planungsgebiet mit Hilfe von Maßnahmen der dezentralen
Regenwasserbewirtschaftung an die Wasserbilanz eines unbebauten natürlichen Zustandes
(Referenzzustand) anzunähern. Zu diesem Zweck ist durch die Auswahl geeigneter Maßnahmen das
zukünftige Verhältnis zwischen Ableitung, Versickerung und Verdunstung von Niederschlagswasser
optimal an den Referenzzustand anzupassen.

Darüber hinaus bitte ich Sie folgende Hinweise zur Überflutungsvorsorge zu berücksichtigen:

Starkregen

Das Plangebiet weist Tiefpunkte auf, diese Bereiche können bei einem Starkregenereignis einer erhöhten
Überflutungsgefährdung unterliegen (vgl. Anhang). Durch die Bebauung wird es zu einem anderen
Abflussverhalten im Plangebiet kommen. Bei der Planung ist ein wassersensibler und
starkregenangepasster Umgang mit Niederschlagswasser zu berücksichtigen. Ich möchte Sie darauf
hinweisen, dass geeignete Maßnahmen zur Risikovorsorge bereits frühzeitig berücksichtigt und ggfs.
festgesetzt werden müssen. Da Kanalnetze nicht für die bei Starkregen anfallenden Wassermengen
dimensioniert sind, dienen die nachfolgend Konzepte dazu, das Wasser bei außergewöhnlichen
Niederschlagsereignissen möglichst schadlos zwischen zu speichern, abzuleiten bzw. von Gebäuden
fernzuhalten.

Diese Maßnahmen umfassen beispielsweise:

·         Tiefgarageneinfahrten und Hauseingänge sollten nicht am Tiefpunkt der Straße liegen und keinen
direkten Wasserzufluss zulassen

·         Wahl der Straßenführung

·         gezielte bzw. schadlose Ableitung von Starkregenereignissen über Grünflächen

·         Rückhaltung von Niederschlagswasser
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DEUTSCHE TELEKOM TECHNIK GMBH
Postfach 10 07 09, 44782 Bochum

Ihre Referenzen
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Betrifft

613 Le

BP Nr. 75419‐03  Maarhäuser Weg, 51149 Köln
Arbeitstitel: Lidl‐Logistikzentrum Maarhäuser Weg
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4
Absatz 1 Baugesetzbuch (BauGB)

Unser Zeichen HeF ‐ 2022 ‐ 435 ‐ 6929

Stadt Köln
Stadtplanungsamt
Frau  Leman 
Willy-Brandt-Platz 2
50679 Köln

Sehr geehrte Damen und Herren,

sehr geehrte(r) Frau  Leman,

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. 
§ 125 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten 
der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die 
erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung:

Gegen die o. a. Planung haben wir keine Einwände. Wir weisen jedoch auf folgendes hin:
Im Planbereich  befinden sich keine Telekommunikationslinien der Telekom. Die Belange der Telekom - z. B. das 
Eigentum der Telekom, die ungestörte Nutzung ihres Netzes sowie Ihre Vermögensinteressen - sind nicht betroffen.
Der Bestand und der Betrieb der vorhandenen TK-Linien müssen weiterhin gewährleistet bleiben.
Über gegebenenfalls notwendige Maßnahmen zur Sicherung, Veränderung oder Verlegung unserer Anlagen können wir 
erst Angaben machen, wenn uns die endgültigen Ausbaupläne mit Erläuterung vorliegen.
Wir bitten folgende fachliche Festsetzung in den Bebauungsplan aufzunehmen:
In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen mit einer Leitungszone in einer Breite von ca. 
0,50  m für die Unterbringung der Telekommunikationslinien der Telekom vorzusehen. 
Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und 
Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, Ausgabe 2013; siehe insbesondere 
Abschnitt 3, zu beachten. Wir bitten sicherzustellen, dass durch die Baumpflanzungen der Bau, die Unterhaltung und 
Erweiterung der Telekommunikationslinien der Telekom nicht behindert werden.
Zur Versorgung des Planbereichs mit Telekommunikationsanschlüssen ist die Verlegung zusätzlicher 
Telekommunikationsanlagen erforderlich. Falls notwendig, müssen hierfür bereits ausgebaute Straßen wieder 
aufgebrochen werden.
Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinierung mit dem Straßenbau und den 
Baumaßnahmen der anderen Leistungsträger ist es notwendig, dass uns Beginn und Ablauf der Erschließungsanlagen im 

DEUTSCHE TELEKOM TECHNIK GMBH
Technische Infrastruktur Niederlassung West, Karl-Lange-Str. 29, 44791 Bochum; 
Besucheradresse: Innere Kanalstr. 98, 50672 Köln | Hausanschrift:  Straße 29, 44791 Bochum 
Postanschrift: Postfach 10 07 09, 44782 Bochum | Pakete: Venloer Str. 156, 50672 Köln
Telefon +49 234 505-0, Telefax +49 234 505-4110, Internet www.telekom.de
Konto: Postbank Saarbrücken (BLZ 590 100 66), Kto.-Nr. 248 586 68 | IBAN: DE17 5901 0066 0024 8586 68 | SWIFT-BIC: PBNKDEFF590
Aufsichtsrat: Niek Jan van Damme (Vorsitzender) | Geschäftsführung: Walter Goldenits (Vorsitzender), Maria Stettner, Dagmar Vöckler-Busch
Handelsregister: Amtsgericht Bonn HRB 14190, Sitz der Gesellschaft Bonn | USt-IdNr. DE 814645262
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Stellungnahme Maarhäuser 
Weg Hansestraße in Köln-
Porz-Gremberghoven  

 
 
 
61 
613 
Herr Schu  
 
Bebauungsplanentwurf Nr. 7542/02 
Beteiligung der Dienststellen nach § 4 Absatz 2 BauGB 
 
Arbeitstitel: Maarhäuser Weg Hansestraße in Köln-Porz-Gremberghoven 
Lidl-Logistikzentrum 
 
AZ: 57.42.01_7.19.1_B-Plan 
 
Das Umwelt- und Verbraucherschutzamt nimmt aus Sicht der Umweltplanung und 
der Umweltordnungsbehörden zum o.g. Planungsverfahren wie folgt Stellung: 
 
1 Umweltplanung 
 
1.1 Verkehrslärmschutz 
 
Das dem VEP-Bebauungsplan zugrundeliegende schalltechnische Gutachten (Be-
richtsnummer 23104-01 der Konzept dB plus GmbH vom 15.Juli 2024 bzw. 25. Okto-
ber 2024) ist plausibel, vollständig und nachvollziehbar. Gegen das Vorhaben beste-
hen keine Bedenken, sofern die Ergebnisse des Schallgutachtens im weiteren Ver-
lauf berücksichtigt werden.  
Da das ganze Plangebiet sich im Lärmpegelbereich (LPB) 5 befindet, ist der einzige 
textliche Hinweis darauf in der Festsetzung 6.1 Passive Schallschutzmaßnahmen 
ausreichend. 
 
Ansprechperson:  
 
1.2 Verkehrsbedingte Luftschadstoffe 
 
Das Plangebiet liegt außerhalb der Umweltzone der Stadt Köln. 
 
Wie im Rahmen des Scopings gefordert, wurde eine Verkehrsuntersuchung (BER-
NARD Gruppe, 2024: makroskopisches Verkehrsmodell, Planungshorizont 2035) 
durchgeführt und ein Mobilitätskonzept erstellt (Büro für Stadt- und Verkehrsplanung 
R. Baier).  
Die Summe des täglichen Quellverkehrs aus dem Plangebiet und des Zielverkehrs in 
das Plangebiet wird im Planfall etwa 1.088 Kfz/24h betragen, etwa gleich verteilt auf 
Pkw und Lkw. Laut der Verkehrsuntersuchung wird nur ein geringer Mehrverkehr er-
wartet. 
 



- 2 - 
 

/ 3 

Das Mobilitätskonzept beinhaltet ein 10-Maßnahmen-Paket mit alternativen Mobilitäts-
angeboten für die Mitarbeitenden des geplanten Logistikzentrums. Ziel ist es, einen 
möglichst großen Teil des motorisierten Individualverkehres (MIV) auf nachhaltige Ver-
kehrsmittel des Umweltverbundes zu verlagern (Stärkung des Fuß- und Radverkehrs, 
gute ÖPNV-Anbindung, bedarfsgerechte Fahrradabstellplätze, u.Ä.). 
 
Als Ergebnis bestätigen die Untersuchungen die verkehrliche Umsetzbarkeit des Vor-
habens.  
 
Der Umweltbericht (s. Begründung, Abschnitt 7.5.6.1) geht davon aus, dass „Die Um-
setzung der Planung […] voraussichtlich zu einer Zunahme der Emission von Luft-
schadstoffen führen wird, […] die überwiegend auf den zunehmenden Lastkraftverkehr 
sowie den motorisierten Individualverkehr (MIV) der künftigen Mitarbeitenden und da-
mit den durch das Vorhaben induzierten Zusatzverkehr zurückzuführen sein wird“. An-
gesichts des erkennbaren Modal-Shift und des vollständigen Verzichts des Logistik-
zentrums auf fossile Brennstoffe werden die Umweltauswirkungen des Planvorhabens 
hinsichtlich der Emissionen als „gering“ und „nicht abwägungserheblich“ beschrieben. 
 
Ziel der Konkretisierung des Bebauungsplanes sollte es sein, die Grenzwerte der 39. 
BImSchV trotz des zu erwartenden Mehrverkehrs einzuhalten.  
Unter diesen Voraussetzungen hat 574/2 hat keine Bedenken gegen den vorliegenden 
Bebauungsplan.  
 
Ansprechperson:  
 
1.3 Natur und Landschaft 
 
Die derzeitige Nutzung der Fläche ist eine Ackerfläche (LW1). 
Es ist die Errichtung eines Logistikzentrums geplant. 
 
Das Plangebiet liegt überwiegend innerhalb des festgesetzten Landschaftsschutzge-
bietes (LSG) 22 "Königsforst und vorgelagerte Freiräume" mit dem Entwicklungsziel 
1 (Erhaltung und Weiterentwicklung einer weitgehend naturnahen Landschaft). Ge-
mäß Landschaftsgesetz NRW treten im Geltungsbereich eines Landschaftsplans wi-
dersprechende Darstellungen und Festsetzungen des Landschaftsplans mit dem In-
krafttreten des entsprechenden Bebauungsplans außer Kraft, soweit der Träger der 
Landschaftsplanung im Beteiligungsverfahren zum Flächennutzungsplan nicht wider-
sprochen hat. 
 
Im weiteren Verfahren muss eine Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung im Rahmen eines 
Grünordnungsplanes (GOP) erfolgen. Dem wurde bereits mit dem Landschaftpflege-
rischen Fachbeitrag von SMEETS LANDSCHAFTSARCHITEKTEN Planungsgesell-
schaft mbH vom 05.12.2024 Folge geleistet. Es wurde unter Zuhilfenahme des Be-
wertungsverfahrens gemäß SPORBECK einer Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung er-
stellt. Durch die Umsetzung der internen und externen Maßnahmen kann der Eingriff 
in den Naturhaushalt kompensiert werden (S. 25ff). 
 
Es bestehen aus Sicht von Natur und Landschaft keine Bedenken gegen das Vorha-
ben. 
 
Ansprechperson:  
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1.4 Stadtklima / Anpassung an den Klimawandel 
 
Das Planvorhaben wird aus stadtklimatischer Sicht kritisch gesehen. Durch das 
große Hallengebäude wird die lokalklimatische Situation negativ beeinflusst und die 
Belüftung im Bestand eingeschränkt. Die großflächige Versiegelung des Plangebie-
tes hat starke Auswirkungen auf die klimatischen Bedingungen und insbesondere 
den Wasserhaushalt. 
 
Für das Plangebiet liegen die folgenden meteorologischen Daten vor: Die mittlere 
Jahrestemperatur beträgt derzeitig 12,3 °C (Quelle: Klimaatlas NRW), der mittlere 
Jahresniederschlag liegt bei 615 mm (Quelle: StEB Zeitraum 2000 - 2022). Nach den 
Angaben des Klimaatlas NRW beträgt die mittlere jährliche reale Verdunstungsleis-
tung der unversiegelten Ackerfläche ETa ~500 mm (L/m2). Nach Umsetzung der Pla-
nung wird die mittlere jährliche reale Verdunstungsleistung des Vorhabenbereiches 
angenähert ETa ~150 mm betragen. 
 
Prognose: 
In der nahen Zukunft (2031 bis 2060) wird sich die mittlere Lufttemperatur von 18°C 
auf 20°C in den Sommermonaten erhöhen. Hierdurch wird sich auch die mittlere re-
ale Verdunstungsleistung von ETa ~150 mm auf ETa ~180 mm erhöhen. Das hat zur 
Folge, dass der Bodenwasservorrat bzw. lokale Wasserspeicher schneller aufge-
braucht sein wird und eine längere Trockenheitsphase eintritt. Dies führt zu einer 
stärkeren Erwärmung des Vorhabenbereiches und der angrenzenden Gewerbege-
biete. 
 
In der Klimatopbewertung gemäß LANUV NRW bzw. VDI 3787-1 entwickelt sich die 
Vorhabenfläche somit von einem Freiraumklima hinzu einem dichten Gewerbe-/In-
dustriegebietsklima. Die oben beschriebene klimatische Entwicklung hat eine deutlich 
negative Auswirkung auf die Arbeits- und Aufenthaltsbedingungen im Vorhabenbe-
reich und den angrenzenden Gewerbegebieten. 
 
Minderungsmaßnahmen: 
Die im LPB vorgeschlagenen bodengebundene Bepflanzungsmaßnahmen als auch 
die Dach- und Fassadenbegrünungen sind zu begrüßen. Wie eingangs erläutert, wird 
sich der oberflächennahe Wasser- und Wärmehaushalt, insbesondere die reale Ver-
dunstung, durch die Versiegelungen erheblich verändern. In den unversiegelten Vor-
habenbereichen wird es zu Geländemodellierungen z.B. Niederschlagsversicke-
rungsanlagen kommen, was zusätzlich zu den Versiegelungen nochmals zu einer 
Beeinträchtigung des oberflächennahen Wasserhaushaltes führt. 
 
Daher ist es aus Sicht der Klimawandelanpassung eine Regenwassernutzung durch 
Speicherung sowie durch Bewässerung erforderlich, so dass zukünftig immer genü-
gend Wasser für die Bepflanzung und deren Verdunstung, insbesondere in Trocken-
heitsphasen, vorliegt. Hierbei sollen mittel- und langfristige Speichermedien zum 
Zweck der Bewässerung und eine Bewässerungsplanung in der Vorhabensplanung 
bedacht werden. 
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Die Versiegelung sollte so gering wie möglich gehalten werden, versiegelte Flächen 
sollten multifunktional genutzt werden. Begrünungen sollten verstärkt vor den son-
nenzugewandten Fassaden und an sonnenbeschienenen Aufenthaltsflächen einge-
plant werden. 
 
Fazit: 
Bisher wurden Minderungsmaßnahmen bedacht, die Trockenheitsphasen nur unzu-
reichend berücksichtigen. Ferner fehlen Aussagen und Berechnungen, ob das jährli-
che Defizit an Verdunstungsleistung von ca. 350 mm, hervorgerufen durch Versiege-
lung, Bebauung und Abgrabung, durch die vorgeschlagenen klimarelevanten Maß-
nahmen im LBP abgemindert werden kann. Dieses Defizit wirkt sich negativ auf den 
Vorhabensbereich und die umgebenden gewerblichen Flächen aus und sollte stärker 
abgemindert werden. 
 
Ansprechpersonen:  
 
1.5 Elektromagnetische Felder 
 
Die Belange sind nicht betroffen. 
 
Ansprechperson:  
 
 
2 Umweltordnungsbehörden 
 
2.1 Baumschutz (570/3) 
 
Mit Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 7542/02 (Arbeitstitel: „Maarhäuser Weg 
Hansestraße in Köln-Porz-Gremberghoven“) soll die Errichtung eines Logistikzent-
rums für das Discountunternehmen Lidl ermöglicht werden.  
 
Das Plangebiet ist aktuell größtenteils (u.a. abgesehen von einem ca. 65 m breiten, 
parallel zur Hansestraße verlaufenden Streifen im bestehenden B-Planbereich) im 
Außenbereich liegend. Hier insbesondere im Landschaftsschutzgebiet L 22 „Land-
schaftsraum Gut Leidenhausen und Freiräume um Brück“.  
 
Gemäß der Anlage 2 zum Vorhaben (Begründung, 3.2 Bestandssituation) ist das 
Plangebiet vollständig landwirtschaftlich genutzt. Es befinden sich jedoch in seinen 
Randbereichen zwei Baumreihen. Diese stehen jeweils parallel zur Hansestraße so-
wie zur Bahntrasse (3.4.1 Baumbestand). Insgesamt sind im Plangebiet und der nä-
heren Umgebung 69 Bäume erfasst worden, von denen sich 56 (hiervon 51 unter die 
Baumschutzsatzung fallend) direkt im Plangebiet befinden (7.5.2 Pflanzen).  
 
Nach den vorliegenden Informationen ist hier das Planungsziel vorrangig auf den Er-
halt der Bäume/Baumreihen und auf deren planungsrechtliche Sicherung ausgerich-
tet. Ein Eingriff soll demnach nur im Einzelfall und vor dem Hintergrund der planeri-
schen Ziele erfolgen, wenn diese als unvermeidbar einzustufen sind. Bau- und anla-
genbedingt sind dies nach derzeitigem Stand vier geschützte Bäume.  
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Sofern die betreffenden Bäume nicht bereits auf der Ebene der Bauleitplanung Be-
rücksichtigung finden (Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung), ist deren Fällung/Verände-
rung im weiteren Verfahren beim Umwelt- und Verbraucherschutzamt zu beantragen.  
 
Ansprechperson: 
koeln.de 
 
2.2 Untere Naturschutzbehörde (571) 
 
Im Zuge der Beteiligung wurden der UNB eine artenschutzrechtliche Prüfung (ASP), 

textliche Festsetzungen, eine Begründung und weitere Unterlagen zur Prüfung vor-

gelegt. Aussagen zum Artenschutz, welche u.a. in den textlichen Festsetzungen und 

der Begründung formuliert wurden, beruhen auf den Ausführungen der artenschutz-

rechtlichen Prüfung des Kölner Büros für Faunistik (Stand 22.12.2023). Auf Basis 

dieser Unterlage kann nach Auffassung der Unteren Naturschutzbehörde jedoch 

nicht bewertet werden, ob dem Vorhaben artenschutzrechtliche Verbote entgegen-

stehen. 

 

Begründung: 

Die eingereichte ASP enthält lediglich die vertiefende Art-für-Art-Betrachtung (ASP 

II), nicht jedoch die damit im Zusammenhang stehende, vorgreifende, artenschutz-

rechtliche Konfliktanalyse (ASP I). Aufgrund dessen kann nicht beurteilt werden, ob 

die erbrachten Kartiertermine den artspezifischen Erfassungszeiten entsprechen (Vö-

gel, Amphibien, Reptilien, Fledermäuse). Zudem ist nicht ersichtlich, ob Brutvogelar-

ten der Niederrheinischen Bucht, welche eine Gefährdungskategorie aufweisen und 

aufgrund der Habitatausstattung vor Ort vorkommen können, betrachtet wurden. Dies 

ist ebenfalls der fehlenden ASP I geschuldet. Darüber hinaus sind rechtliche und 

fachliche Ungenauigkeiten vorhanden. 

Bei Arten, welche davon abweichend gezielt angesprochen werden, wie bspw. das 

Rebhuhn, entsprechen die erbrachten Kartiertermine nicht den zur rechtssicheren 

Beurteilung erforderlichen Vorgaben des Methodenhandbuchs zur ASP in NRW. Ge-

mäß Anhang IV des Methodenhandbuchs sind hier insgesamt drei Termine notwen-

dig. Der erste Termin hat in der zweiten Februardekade, der zweite Termin in der 

zweiten Märzdekade und der dritte Termin in der zweiten Junidekade zu erfolgen. 

Gemäß Tabelle 1 der ASP hat im Februar keine Kartierung stattgefunden, es wurden 

nur zwei von drei Terminen durchgeführt und diese lagen beide im März. Darauf ba-

sierend kann nicht beurteilt werden, ob die Realisierung des Vorhabens artspezifi-

sche Zugriffsverbote bedingt. 

 

Hinsichtlich der Fledermauserfassung wurden unklare Aussagen zum Verlust von 

möglichen Fortpflanzungs- und Ruhestätten formuliert. Einerseits werden potentielle 

Quartiere identifiziert und lediglich eine regelmäßige Nutzung ausgeschlossen, was 

immer noch zum Verlust einer genutzten Fortpflanzungs- und Ruhestätte führt, an-

derseits wird festgehalten, dass keine funktionserhaltenden Maßnahmen (CEF-Maß-

nahmen) erforderlich sind, da keine Fortpflanzungs- und Ruhestätten verloren gehen. 

Neben dem direkten Verlust von Ruhestätten wurden auch Flugrouten thematisiert. 
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Beeinträchtigungen solcher können dazu führen, dass Fortpflanzungs- und Ruhestät-

ten aufgegeben werden. Dies würde dann das Schädigungsverbot auslösen. Auf die-

sen Punkt wird nicht mehr gesondert eingegangen. Zur Identifikation von Flugrouten 

sind jedoch sieben und nicht fünf Erfassungstermine notwendig. Jene erstrecken sich 

über die Monate Mai bis September. Neben den zusätzlichen Kartierterminen unter-

scheidet sich auch die grundlegende Methodik der beiden Untersuchungen. Es ist 

nicht erkennbar, welche Methodik den Erhebungen zugrunde liegt. Aufgrund der fünf 

durchgeführten Termine ist davon auszugehen, dass die Methodik zur Quartierssu-

che angewandt wurde. Dies muss seitens des Planungsbüros erläutert werden. 

Darüber hinaus liegt der Geltungsbereich des VEP innerhalb der durch die UNB er-

stellten und stadtintern zugänglichen Vogelschlagkarte. Demzufolge ist ein Konzept 

erforderlich, welches den Themenkomplex „Vogelschlag an Glas“ abarbeitet. Da es 

sich um einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan handelt, sind alle glasspezifi-

schen Vermeidungsmaßnahmen bereits auf Bebauungsplanebene festzusetzen. Un-

spezifische grundsätzliche Maßnahmen, wie aktuell unter Punkt D, 1 d) der textlichen 

Festsetzungen dargestellt, sind nicht ausreichend. 

 

Aufgrund der oben genannten Punkte wird eine Überarbeitung der ASP und folge-

richtig aller darauf basierenden Unterlagen empfohlen. 

 

Ansprechperson:  

 

2.3 Untere Immissionsschutz-, Wasser- und Abfallwirtschaftsbehörde (572) 
 
Immissionsschutz 
 
Um die schalltechnische Verträglichkeit mit den umliegenden schutzbedürftigen Nut-
zungen sicherzustellen, ist ein Schallschutzkonzept der Konzept dB plus GmbH 
(Schalltechnisches Gutachten - Vorhabenbezogener Bebauungsplan 7542/02 „Han-
sestraße Maarhäuser Weg“, Köln-Porz - vom 25.10.2024) erarbeitet worden. 
 
Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht bestehen keine Bedenken gegen das Vorha-

ben, wenn die Vorgaben und Inhalte des Schallschutzkonzeptes im weiteren Verfah-

rensverlauf berücksichtigt werden und die Einhaltung und Umsetzung der aufgeführ-

ten textlichen Festsetzungen unter 6.2 Lärmschutzwände gewährleistet ist. 

Weitere Maßnahmen (technische und organisatorische) sind durch Auflagen zur Bau-
genehmigung zu sichern. 
 
Ansprechperson:  

 
Wasser- und Abfallrecht 
 
Aus wasser- und abfallrechtlicher Sicht bestehen gegen das Vorhaben grundsätzlich 
keine Bedenken. 
 
Wasserschutzzone 
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Es wird darauf hingewiesen, dass sich das Vorhaben in den festgelegten Wasser-
schutzzonen III B der Wasserwerke Köln-Westhoven und Erker Mühle befindet. Die 
entsprechenden Wasserschutzzonenverordnungen und der von der Stadt Köln her-
ausgegebene Maßnahmenkatalog für Bauarbeiten in Wasserschutzzonen ist zu be-
achten. 
 
Ansprechpersonen:  
 
Versickerung von Niederschlagswasser auf dem Grundstück: 
 
Die Entwässerungskonzeption sieht vor, das gefasste Niederschlagswasser über 
mehrere Mulden in den Untergrund zu versickern. 
 
Vor dem Hintergrund der Begrünungskonzeption auf dem Grundstück ist beabsichtigt 
im VEP als textliche Festsetzung unter „7.1 a) das Anpflanzen von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflanzungen“ u.a. Folgendes aufzunehmen: 
 

„Anlagen für die Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser sind 
mit einer Raseneinsaat mit regionalem Saatgut der Herkunftsregion 2 sowie 
zusätzlich mit Stauden, wie Seggen, Reitgräser, Thymian, Braunellen oder 
Pfeifengräser zu begrünen.“ 

 
Aus hiesiger Sicht bestehen Bedenken zur Begrünung mit Stauden in den Versi-
ckungsmulden. Bei einer Muldenversickerung mit Begrünung ist mit Blick auf eine 
langfristige Funktionsfähigkeit der Anlage von wesentlicher Bedeutung, dass mittels 
Pflege- und Wartungsmaßnahmen einer Verschlammung vorgebeugt werden kann. 
Eine Begrünung ausschließlich mit Raseneinsaat und gesunder Rasenwurzelzone 
stellt die beste und einfachste Begrünung dar. Der Pflege und Wartungsaufwand ist 
dabei erfahrungsgemäß nicht so aufwändig. Bei einer Begrünung mit Stauden erhöht 
sich der Pflege- und Wartungsaufwand deutlich und eine Verschlammung wird be-
günstigt. Vor diesem Hintergrund wird aus hiesiger Sicht empfohlen auf eine Begrü-
nung mit Stauden in den Versickerungsmulden zu verzichten und nur eine Rasenein-
saat textlich festzusetzen. 
 
Im Übrigen ist anzumerken, dass zur Konzeption der Niederschlagsentwässerung 
eine Stellungnahme am 25.10.2024 von der unteren Wasserbehörde an das Pla-
nungsbüro Kaiseringenieure erfolgt ist. Der Wasserwerksbetreiber ist im Zuge der 
Stellungnahme von der unteren Wasserbehörde beteiligt worden. 
 
Ansprechperson:  
 
2.4 Boden- und Grundwasserschutz (573) 
 
Bodenschutz - Vorsorge 
 
Das Umweltmedium Boden ist weder im Landschaftspflegerischen Fachbeitrag (LPB) 

noch im Umweltbericht fachgerecht dargestellt. 

Es ist nicht zu erkennen, dass die Belange des Bodenschutzes in der Abwägung be-

rücksichtigt wurden. Daher wird die Aufstellung des Bebauungsplanes kritisch gese-

hen. 
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Die externen Ausgleichsmaßnahmen sind laut Begründung zum Bebauungsplan zur-

zeit noch in Abstimmung. Um der gerechten Abwägung der Belange des Boden-

schutzes Ausdruck zu verleihen, sollten bodenfunktionale Ausgleichsmaßnahmen 

(primär Entsiegelungen) in diesen externen Ausgleichsmaßnahmen umgesetzt wer-

den. 

Es wird um Prüfung des folgend dargestellten Sachverhaltes gebeten, der Übersicht 

halber in die vier Unterpunkte frühzeitige Beteiligung, LPB, Begründung aktueller B-

Plan und B-Plan 74420/03 gegliedert wurde. 

1.) Darstellung Bodenschutz in der frühzeitigen Behördenbeteiligung 

Das Umwelt- und Verbraucherschutzamt hat am 26.10.2022 zum Planungsverfahren 

wie folgt Stellung zur § 4 Absatz 1 BauGB Beteiligung im Bereich vorsorgender Bo-

denschutz genommen (auf die wesentlichen Angaben gekürzt): 

Für den Untersuchungsraum liegen großmaßstäbige Bodeninformationen im Maß-

stab 1:5000 vor. Braunerden in verschiedenen Ausprägungen (B43, B52 und B71) 

herrschen vor. 

Die sandig-lehmige Braunerde (B43) in ca. 85% des Plangebietes ist als schutzwür-

dig (bf4_2m) nach den Kriterien des Geologischen Dienstes NRW einzustufen. Sie 

dient als Wasserspeicher im 2-Meter-Raum. Diese Böden regulieren den Wasser-

kreislauf z.B. den Abfluss von Niederschlagswasser. Sie wirken ausgleichend im 

Wasserhaushalt und bieten Überflutungsschutz bei Starkregenereignissen. Sie sind 

Wasserspeicher und stellen somit langfristig Wasser für die Vegetation und zur Ver-

dunstung zur Verfügung. Es kommt durch diese Kühlungsfunktion zu einer erhebli-

chen kleinklimatischen Verbesserung. Sie bedienen weiterhin eine Pufferfunktion, 

weil sie durch ihre Filterwirkung für Schadstoffe eine Schutzfunktion für das Grund-

wasser entfalten. 

Sollte es der Planung nicht möglich sein, diese schutzwürdigen Böden zu erhalten, 

so ist eine bodenfunktionale Kompensation für die Verluste der natürlichen Boden-

funktionen erforderlich. 

Im weiteren Verfahren wurde diese Beteiligung der Fachbehörde nicht gehört. 

2.) Darstellung im Landschaftspflegerischen Fachbeitrag (LPB) 

Die Bestandsaufnahme des LPB erkennt zwar, dass die grundlegenden natürlichen 

Bodenfunktionen vorhanden sind, aufgrund der Auswertung der Bodenkarte 1:50.000 

sei der Boden jedoch von allgemeiner Bedeutung und nicht als schutzwürdig zu be-

werten. 

Für die Eingriffsregelung gehen „im Hinblick auf die Bodenfunktionen und den Was-

serhaushalt, insbesondere die Bodenfruchtbarkeit, die Regulierungsfunktion für die 

Wasserspeicherung sowie für den Grundwasserschutz wichtige Pufferfunktion durch 

die entstehende Versiegelung verloren.“ Zur Ausgleichsbilanzierung werden die ge-

planten Grünflächen und Regenrückhaltebecken in 23 % des Plangebietes herange-

zogen. Hier kann festgestellt werden, dass dieser Anteil zwar unversiegelt bleibt, je-

doch soll im Plangebiet das Niederschlagswasser über mehrere Muldenstandorte 

entwässert werden. Einem Muldenstandort gehen die vorgenannten Bodenfunktio-

nen verloren, er kann nicht in die Ausgleichsberechnung einfließen. 
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Die Nutzungsextensivierung der Ausgleichsflächen ist zu begrüßen, aber ein Aus-

gleich der beeinträchtigten Bodenfunktionen ist nicht zu erkennen. 

Die beiden genannten vermeintlichen Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen 

zum Boden enthalten allgemeine Fachstandards und gesetzliche Vorgaben (§ 202 

BauGB) und sind daher als solche unbrauchbar. 

Zusammenfassend werden die Belange des Bodenschutzes im Rahmen des LPB 

nicht fachgerecht herausgearbeitet und somit nicht ausreichend berücksichtigt. 

3.) Darstellung in der Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan-Ent-

wurf Nummer 7542/02 

„Wünschenswert ist anderweitig im weiteren Verfahren anzustreben, dass der Verlust 

der Bodenfunktionen im Rahmen von Kompensationsmaßnahmen zumindest unter-

stützend berücksichtigt wird.“ 

Aufgrund der verwendeten Datengrundlage (Bodenkarte 1:50.000 statt Scoping Stel-

lungnahme) wird keinem der Böden eine Schutzwürdigkeit aufgrund besonderer Bo-

denfunktionen zugeschrieben. 

Ergänzend zur „Prognose des Umweltzustandes nach Durchführung der Planung“ 

kann wiederholt werden, dass sich nicht auf 23 % der Fläche langfristig eine Verbes-

serung der Bodenverhältnisse einstellen kann. Die Versickerungsmulden aus 

Kiessand können der Grundwasserspeise dienen, keinesfalls den Bodenfunktionen. 

Die Bewertung schließt damit, dass die Erheblichkeit der verbleibenden Umweltaus-

wirkungen durch das Planvorhaben auf das Schutzgut Boden auch unter Berücksich-

tigung der Minderungsmaßnahmen als hoch eingestuft wird und damit abwägungsre-

levant ist. 

Auch mit Realisierung der internen Ausgleichsflächen M1, M2 und M3 verbleibt ein 

Defizit der bodenfunktionalen Kompensation. Dieses Defizit sollte über die noch nicht 

feststehenden externen Ausgleichsmaßnahmen getilgt werden. 

4.)  Westlicher Vorhabenbereich - Bebauungsplan Nummer 74420/03 

Die Eingriffsfläche wird im laufenden Verfahren um ca. 1/3 Fläche im Westen verrin-

gert, mit der Begründung, dass bereits eine planungsrechtliche Inanspruchnahme 

durch den rechtskräftigen Bebauungsplan Nummer 74420/03 und die Festsetzung 

eines Gewerbegebiets stattgefunden hat. 

Diese Begründung ist nicht auf das Bodenschutzrecht anwendbar, weil dieser Be-

bauungs-Plan vor in Kraft treten des Bundes-Bodenschutzgesetzes aufgestellt wurde 

und weil keinerlei Vorgaben zu bodenschutzrechtlichen Angelegenheiten gemacht 

wurden. 

Für eine Bezifferung für den ausgleichspflichtigen Eingriffsbereich Boden ist daher 

das gesamte Vorhabengebiet zu betrachten.  

61 wird gebeten 573 bei der Planung der externen Ausgleichsmaßnahmen zu beteili-

gen. 

Ansprechperson:  
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Bodenschutz - Gefahrenabwehr 
 
Im städtischen Kataster der altlastverdächtigen Flächen und Altlasten (gem. § 2 

BBodSchG) liegen keine Erkenntnisse über Bodenbelastungen vor.  

Das Grundwasser unter dem westlichen Teil des vakanten Flurstückes ist mit PFC 

belastet (Grundwasserschaden Nr. 27_25_0020), was die geplante oberirdische Flä-

chennutzung nicht einschränkt. 

Im östlichen Randbereich des Flurstückes ragt der Nahbereich (Sicherheitszone von 

100 m Breite um eine Fläche aus der belastete Bodenluft entweichen könnte) der Alt-

ablagerung/-deponie Nr. 705 10 in Plangebiet. 

 

Wie in der Anlage 2, Begründung nach § 4 Absatz 2 Baugesetzbuch (BauGB) zum 

vorhabenbezogenen Bebauungsplan-Entwurf Nummer 7542/02 Arbeitstitel: „Maar-

häuser Weg / Hansestraße“ in Köln-Porz-Gremberghoven unter Punkt 7.5.4.2 Altlas-

ten beschrieben, konnten nach dem Geo- und abfalltechnischer Untersuchungsbe-

richt (weiterführende Untersuchungen) von bgm (22.05.2024) keine eindeutigen Ver-

unreinigungen des Bodens, der Bodenluft und des Grundwassers nachgewiesen 

werden. 

Grundsätzlich sind die Bestimmungen des Bundes-Bodenschutzgesetzes 

(BBodSchG) und der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) im 

weiteren Verfahren zu berücksichtigen. 

 

Ansprechpersonen: . 
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Sehr geehrte Damen und Herren,

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentümerin
und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik
GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung
wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend
die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt
Stellung:

Gegen die o. a. Planung haben wir keine Einwände. Wir weisen jedoch auf folgendes hin:

Im Planbereich befinden sich keine Telekommunikationslinien der Telekom. Die Belange
der Telekom - z. B. das Eigentum der Telekom, die ungestörte Nutzung ihres Netzes sowie
Ihre Vermögensinteressen - sind nicht betroffen.

Der Bestand und der Betrieb der vorhandenen TK-Linien müssen weiterhin gewährleistet
bleiben.

Über gegebenenfalls notwendige Maßnahmen zur Sicherung, Veränderung oder Verlegung
unserer Anlagen können wir erst Angaben machen, wenn uns die endgültigen Ausbaupläne
mit Erläuterung vorliegen.

Wir bitten folgende fachliche Festsetzung in den Bebauungsplan aufzunehmen:

In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen mit einer
Leitungszone in einer Breite von ca. 0,50 m für die Unterbringung der
Telekommunikationslinien der Telekom vorzusehen. 

Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt über Baumstandorte und
unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft für Straßen- und
Verkehrswesen, Ausgabe 2013; siehe insbesondere Abschnitt 3, zu beachten. Wir bitten
sicherzustellen, dass durch die Baumpflanzungen der Bau, die Unterhaltung und
Erweiterung der Telekommunikationslinien der Telekom nicht behindert werden.

Zur Versorgung des Planbereichs mit Telekommunikationsanschlüssen ist die Verlegung
zusätzlicher Telekommunikationsanlagen erforderlich. Falls notwendig, müssen hierfür
bereits ausgebaute Straßen wieder aufgebrochen werden.

Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinierung mit
dem Straßenbau und den Baumaßnahmen der anderen Leistungsträger ist es notwendig,
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Bauleitplanung 
Bebauungsplan Nr. 7542/02 „Maarhäuser Weg / Hansestraße in Köln-
Porz-Gremberghoven 
 
Ihr Schreiben vom 17.01.2025, Az.: 613-1 Sc 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
sehr geehrter Herr Schu, 
 
unter Bezug auf Ihr o.a. Schreiben nehme ich zum Bebauungsplan Nr. 
7542/02 „Maarhäuser Weg / Hansestraße in Köln-Porz-Gremberghoven 
wie folgt Stellung: 
 
Anlage 2: Begründung nach § 4 Absatz 2 BauGB 
zu Kapitel 5.6.6 „Müllentsorgung“ 
In Kapitel 5.6.6 „Müllentsorgung“ der Anlage 2 (Begründung) werden die 
Verpackungsabfälle, wie Kartonage, Plastik oder PET-Flachen, als 
„Wertstoffe“ bezeichnet, welche zu kompakten Ballen gepresst werden 
und im angrenzenden Wertstofflager zeitweilig zwischengelagert werden 
sollen. 
 
Die Bezeichnung des Begriffs „Wertstoffe“ ist hier irreführend, da es sich 
bei den beschriebenen Materialien um Abfälle im Sinne des § 3 Kreis-
laufwirtschaftsgesetz handelt. Die Begrifflichkeit sollte korrigiert werden. 
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Bezirksregierung Köln 

Kapitel 5.10 „Weitere Umweltbelange“ sowie Kapitel 7.5.12.3 sonstige 
Gesundheitsbelange / Risiken  
 
In der Begründung wird erläutert, dass das Logistikzentrum Anlageteile 
enthält, die immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftig seien. 
Unter anderem werden hier die Lagerung von mehr als 100 t und die 
Behandlung von mehr als 10 Tonnen / Tag an Wertstoffen beschrieben. 
Weiterhin wird dargestellt, dass diese Anlagen nicht unter § 3 der 4.BIm-
SchV fallen (Industriebetrieb). 
 
Auch hier sollte die Begrifflichkeit des „Wertstoffes“ korrigiert werden, da 
Abfälle im Sinne des § 3 KrWG gehandhabt werden. 
Die Begrifflichkeit Industriebetrieb ist ebenfalls zu korrigieren. Unter § 3 
der 4. BImSchV fallen die Anlagen nach der Industrieemissions-Richtli-
nie (IED-Anlagen). 
Ob die Beurteilung, dass es sich bei den immissionsschutzrechtlich ge-
nehmigungsbedürftigen Anlagenteilen des Logistikzentrums nicht um 
IED-Anlagen handle, zutreffend ist, kann nicht abschließend geprüft 
werden. Es ist davon abhängig, ob bspw. die Abfallbehandlungsanlage 
die Schwellenwerte der Anlagennummer 8.11.2.3 des Anhang 1 der 
4.BImSchV erreicht oder nicht. 
 
Anlage 5: Textliche Festsetzungen 
Hinweis 
In den bauplanungsrechtlichen Festsetzungen (1) wird dokumentiert, 
dass gemäß § 12 Abs. 3a Satz 1 BauGB und unter entsprechender An-
wendung des § 9 Abs. 2 BauGB festgesetzt wird, dass im Rahmen der 
festgesetzten Nutzungen nur solche Vorhaben zulässig seien, zu deren 
Durchführung sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag ver-
pflichtet. 
 
Ob die festgesetzte Nutzung die Errichtung und der Betrieb von BIm-
SchG-Anlagen miteinschließt, kann nicht geprüft werden, da der Durch-
führungsvertrag nicht vorliegt.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 

 



Von:
An: 61-ToeB
Betreff: 117/R 01/25 vSWK Stellungnahme Köln-Porz Gremberghoven Maarhäuser Weg / Hansestraße
Datum: Freitag, 21. Februar 2025 11:52:24

Sehr geehrte Damen und Herren,
 
namens und im Auftrag unserer Konzerngesellschaften, der RheinEnergie AG in Verbindung mit
der RheinNetz GmbH und der Kölner Verkehrs-Betriebe AG und Häfen und Güterverkehr Köln AG
(HGK) teilen wir Ihnen zu dem o.g. Bebauungsplanverfahren folgendes mit:

RheinEnergie AG / RheinNetz GmbH (RE/RNG)

Gegen den Bebauungsplan Maarhäuser Weg / Hansestraße bestehen keine grundsätzlichen
Bedenken.

Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass bei einem Logistikzentrum der geplanten
Größenordnung Strombedarfe zu erwarten sind, die Maßnahmen im Bestandsnetz erforderlich
machen könnten. Deswegen bitten wir darum, möglichst frühzeitig eine Versorgungsanfrage
unter Angabe der zu erwartenden Stromleitungsbedarfe zu stellen und eine Abstimmung der
zukünftigen Versorgung mit Elektrizität aktiv herbeizuführen. Sofern dies nicht bereits erfolgt ist,
können Sie sich hierfür gerne an folgende Kontaktadresse wenden: netzanschluss@rng.de.

 Hinsichtlich des Gewässerschutzes ist bereits in ausreichender Weise auf die zu beachtende
Wasserschutzgebietsverordnung sowie genehmigungspflichtige Tatbestände hingewiesen
worden, sodass wir diesbezüglich keine weiteren Anmerkungen haben.

Kölner Verkehrs-Betriebe AG (KVB)

Zum o.g. Bebauungsplan Nr. 7542/02 in Köln Porz bestehen seitens KVB keine Bedenken. Da in
dem betreffenden Bereich Buslinien verkehren, möchten wir auf folgende Punkte hinweisen:

1.                    Der Busbetrieb darf durch die geplante Maßnahme zu keinem Zeitpunkt
eingeschränkt werden.

2.                    Sollte es notwendig sein, weiträumige Ab- und Umleitungen für den Busverkehr
einzurichten, die eine Fahrzeitverlängerung von 3 Minuten oder mehr zur Folge
haben, benötigen wir eine Vorlaufzeit von mindestens drei Monaten.

3.                    Die Verkehrszeichenpläne sowie Bauzeitenpläne  (ggf. auch die VZ-Pläne zur
Kalkulation) sind uns rechtzeitig zur Prüfung und Mitzeichnung vorzulegen.

4.                    Weitere Abläufe, die den Linienverkehr der KVB betreffen, sind mit uns
abzustimmen.

5.                    Es ist sicherzustellen, dass der Kölner Verkehrs-Betriebe AG durch die
Baumaßnahme keine Nachteile entstehen. Alle Kosten, die der KVB durch die
geplante Baumaßnahme entstehen, sind vom Verursacher zu tragen.

 
 
Mit freundlichen Grüßen
 

SWK 61 – Immobilienmanagement
 



         
       
      

Stadtwerke Köln GmbH, Parkgürtel 26, 50823 Köln
 
Geschäftsführung: Andreas Feicht, Vorsitzender, Stefanie Haaks, Timo von Lepel, Michael Theis
Vorsitzende des Aufsichtsrates: Anne Lütkes
Sitz der Gesellschaft: Köln, Amtsgericht Köln HR B 21 15
 
Informationen zu der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten bei der Stadtwerke Köln
GmbH finden Sie unter Protected link
Bitte denken Sie an unsere Umwelt, bevor Sie diese E-Mail ausdrucken!

 



Von:
An: 61-ToeB
Betreff: Stellungnahme Autobahn GmbH - Entwurf Bebauungsplan 7542/02 "Maarhäuser Weg/Hansastraße in Köln

Porz Gremberghoven"
Datum: Montag, 24. Februar 2025 10:59:14
Anlagen: A59 AS Köln-Rath Analyse Prognose 2030.png

A559 AS Gremberghoven Analyse Prognose 2030.png

Sehr geehrte Damen und Herren,
 
Sie haben uns als Träger öffentlicher Belange an der Veröffentlichung des
Bebauungsplanentwurfes 7542/02 "Maarhäuser Weg/Hansastraße in Köln Porz Gremberghoven"
beteiligt. Kerninhalt des Verfahrens ist die gewerbliche Ansiedlung eines regionalen
Versorgungszentrums der Discounterkette LIDL.
 
Allgemein halten wir fest, dass kein nachträglicher Anspruch auf Lärm- oder Emissionsschutz für
Ihr Vorhaben im Plangebiet besteht.
 
 
Zu der enthaltenen Verkehrsuntersuchung der BERNARD Gruppe ZT GmbH vom 10.06.2024
haben wir kritische Anmerkungen:
 
Die Aufstellung des Analysefalls erfolgte im Jahr 2021 an 8 Knotenpunkten einschl. der
Anschlussknoten der Anschlussstellen Gremberghoven (KP06 u. KP07) der BAB 559 und Köln-
Rath (KP03 u. KP04) der BAB 59 (Achtung: in Ihren HBS-Anhängen wechselt die Bezeichnung bzw.
Nummerierung der untersuchten Knotenpunkte). Für die Planung unserer Großprojekte (Neubau
Rheinspange553, Ausbau BAB 4) haben wir eine großräumige Verkehrsuntersuchung (Belastbare
Zahlen zu belasteten Straßen - Rheinspange) beauftragt, die auch die betroffenen
Anschlussstellen Köln-Rath und Gremberghoven im Untersuchungsraum mit abbildet. Im
Analysefall 2018 wurden für die betroffenen Anschlussknoten ebenfalls untersucht. Im Ergebnis
weisen die Knoten auf Grundlage unserer Untersuchung sehr viel höhere verkehrliche
Auslastungen im Analysefall auf. Bitte vergleichen Sie Ihre ermittelten Verkehrsstärken des
Analysefalls mit unseren ermittelten Verkehrsstärken. Auszüge unseres Analysefalls sind als
Dateien angehangen.
 
Zum Beispiel beim Knoten Frankfurter Str./Rather Str./AS-Gremberghoven Nord (A559) weisen
Ihre abfahrenden Verkehrsströme in der Morgenspitze (75+139+293) 507 Kfz/h auf. In unserer
Verkehrszählung wurden in der maßgebenden vormittägliche Verkehrsstärke (qBv) 621 Kfz/h

ermittelt (+22,49%). Das entspricht einer Abweichung von +22,49%. In unseren maßgebende
stündliche Verkehrsstärke (MSV) wurde für die Abfahrtstrampe sogar eine Verkehrsstärke von
755 Kfz/h ermittelt. Das entspricht einer Abweichung von +48,92%. Diese Abweichungen ziehen
sich durch alle Verkehrsströme Ihres Analysefalls. Damit sind die grundlegenden Verkehrsstärken
des Analysefalls zur Aufstellung einer Verkehrsprognose viel zu gering und nicht geeignet eine
möglichst realitätsnahe Verkehrsprognose abzubilden.
 
Gemäß unserer Erfahrung mit Verkehrsuntersuchungen bzw. Verkehrszählungen Dritter, die im
Zeitraum der Pandemie erfolgten, fallen diese deutlich zu gering aus und sind nicht geeignet als
Grundlage einer realitätsnahen Verkehrsprognose. Unsere großräumige Verkehrsuntersuchung
ist öffentlich und kann unter folgenden Links heruntergeladen werden:  
Protected link



Protected link  
 
In Ihrer beiliegenden Verkehrsuntersuchung wird in der Aufstellung des Prognose-Nullfalls 2035
ein "Modal Shift" (Verlagerung von Kfz-Fahrten auf den Umweltverbund) angesetzt (vgl. S.10 und
13 bis 15 der VU) angesetzt. Der Modal Shift wird auf die Ziel- und Quellverkehre zwar nur mit
dem halben jährlichen Reduktionsfaktor von Kfz-Fahrten (0,68%) angesetzt, jedoch ergibt sich
über den Betrachtungszeitraum von 2021 bis 2035 eine kumulierte Reduktion von 9,11% der Kfz-
Fahrten.
 
Bei Betrachtung des untergeordneten Netzes hinsichtlich der Infrastruktur des
Umweltverbundes (ÖPNV, Radverkehrswege, etc.) halten wir die Reduktion von Kfz-Fahrten für
nicht realistisch. Das nördlich liegende Wohngebiet Heumar/Siedlung Röttgen weist zum Beispiel
keine Radverkehrsführung zum Plangebiet auf. Analog verhält es sich mit der südwestlich in Köln
Porz liegenden Wohnbebauung, die über die Steinstraße angeschlossen ist, sowie der südlich
liegenden Wohnbebauung in Eil, die über die Heumarer Straße angeschlossen ist. 
Die ÖPNV-Anbindung ist ebenfalls nur mit zwei Buslinien (Linie 151,154) vorhanden. Eine
Anbindung des SPNV liegt in einer Entfernung von ca. 3km ohne Busanbindung. 
Vor diesem Hintergrund ist der Ansatz des Modal-Shift fachlich nicht begründbar.
 
Im Vergleich Ihrer ermittelten Verkehrsstärken in der Prognose zu unseren ermittelten
Verkehrsstärken in der Prognose fällt auf, dass die Abweichungen sogar noch größer sind als im
Analysefall. 
 
Nach Abstimmung mit unseren Experten für Verkehrsuntersuchungen müssen wir auf einen
konservativeren Ansatz bestehen. Kein allgemeiner Ansatz von Modal Shift für die Ermittlung der
verkehrstechnischen Leistungsfähigkeit für Anschlussstellen ohne konkrete
Verbesserungsmaßnahmen des Umweltverbundes. Auch der pandemiebedingt zu gering
ausfallende Analysefall muss als Prognosegrundlage umfassend korrigiert werden. 
 
Bitte korrigieren Sie die dem Bauleitverfahren beiliegende Verkehrsuntersuchung und legen
diese erneut vor. Nach gegenwärtigem Stand der Verfahrensunterlagen müssen wir uns gegen
Ihr Vorhaben aussprechen, weil wir den Nachweis einer verträglichen Abwicklung der
vorhabenbedingten Zusatzverkehre als nicht erbracht betrachten müssen. Somit ist eine
Gefährdung der Leichtigkeit und Sicherheit des Verkehrs in den Anschlussbereichen und Rampen
der Anschlussstellen Gremberghoven und Köln-Rath nicht ausschließbar.
 
 
Viele Grüße,
 
die Autobahn GmbH des Bundes.
 

 

+++ Verkehrsmeldungen und alles rund um die Autobahn finden Sie in unserer App:
Autobahn.de/app +++

 

Die Autobahn GmbH des Bundes
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Geschäftsführung: Dr. Michael Güntner (Vorsitzender),
Dirk Brandenburger, Sebastian Mohr, Dr. Jeannette von Ratibor
Aufsichtsratsvorsitzender: Stefan Schnorr
 
Vertraulichkeitshinweis
Diese Nachricht und jeder etwaig uebermittelte Anhang beinhalten vertrauliche
Informationen und sind nur fuer die Personen oder Unternehmen bestimmt, an welche sie
tatsaechlich gerichtet sind. Sollten Sie nicht der bestimmungsgemaesse Empfaenger sein,
weisen wir Sie darauf hin, dass die Verbreitung, das (auch teilweise) Kopieren sowie der
Gebrauch der empfangenen E-Mail und der darin enthaltenen Informationen verboten sind
und gegebenenfalls Schadensersatzpflichten ausloesen können. Sollten Sie diese Nachricht
aufgrund eines Uebermittlungsfehlers erhalten haben, bitten wir Sie, den Absender
unverzueglich hiervon in Kenntnis zu setzen.
Sicherheitswarnung: Bitte beachten Sie, dass das Internet kein sicheres
Kommunikationsmedium ist. Obwohl wir im Rahmen unseres Qualitaetsmanagements und
der gebotenen Sorgfalt Schritte eingeleitet haben, um einen Computervirenbefall
weitestgehend zu verhindern, koennen wir wegen der Natur des Internet das Risiko eines
Computervirenbefalls dieser E-Mail nicht ausschliessen.
 
Confidentiality note
This notice and any attachments which are transmitted contain confidential information
and are intended only for the persons or companies to whom they are actually addressed. If
you are not the intended recipient, please note that the distribution, copying (even partial)
and use of the received e-mail and the information contained in the e-mail are prohibited
and may result in a possible liability for damages. Should you have received this message
due to a transmission error, we ask you to inform the sender immediately.
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as a part of our Quality Management, we are not able to fully prevent virus attacks as a
result of the nature of the Internet.
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Deutsche Bahn AG
DB Immobilien

KTE WSP Baurecht
Karlstraße 6

60329 Frankfurt am Main
www.deutschebahn.com/Eigentumsmanagement

Allgemeine Mail-Adresse:
baurecht-mitte@deutschebahn.com

Zeichen: 
Fk_ TOEB-NW-25-198990_Heumar

Deutsche Bahn AG
Karlstraße 6 | 60329 Frankfurt am Main

Stadt Köln
Stadtplanungsamt
Willy-Brandt-Platz 2
50679 Köln

per Mail: 61-toeb@stadt-koeln.de

24.02.2025

Ihr Zeichen 613-1 Sc / Ihr Schreiben vom 17.01.2025

Bebauungsplanentwurf Nr. 7541/02
Arbeitstitel: Maarhäuser Weg / Hansestraße in Köln-Porz-Gremberghoven

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, als von der DB InfraGO AG (ehemals DB Netz AG 
/ Station & Service AG) bevollmächtigtes Unternehmen, übersendet Ihnen hiermit folgende 
Gesamtstellungnahmen zum o.g. Vorhaben als Träger öffentlicher Belang. 
Bei dem Bebauungsplanentwurf Nr. 7541/02 sind nachfolgenden Bedingungen / Auflagen 
und Hinweise aus Sicht der DB AG und ihrer Konzernunternehmen zu beachten und 
einzuhalten:      

Durch das Vorhaben dürfen die Sicherheit und die Leichtigkeit des Eisenbahnverkehres auf 
der angrenzenden Bahnstrecke nicht gefährdet oder gestört werden

Sobald Tiefe und Aufbau des Regenrückhaltebeckens feststeht, bitten wir um eine 
erneute Beteiligung. Wir behalten uns weitere Bedingungen/Auflagen vor.

Entwässerung

Dach-, Oberflächen-, Oberwasser und sonstige Abwässer dürfen nicht auf oder über 
Bahngrund abgeleitet werden. Sie sind ordnungsgemäß in die öffentliche Kanalisation 
abzuleiten. Einer Versickerung in Gleisnähe kann nicht zugestimmt werden.
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Planung von Lichtzeichen und Beleuchtungsanlagen

Bei Planung von Lichtzeichen und Beleuchtungsanlagen (z.B. Baustellenbeleuchtung, 
Parkplatzbeleuchtung, Leuchtwerbung aller Art etc.) in der Nähe der Gleise oder von 
Bahnübergängen etc. hat der Bauherr sicherzustellen, dass Blendungen der 
Triebfahrzeugführer ausgeschlossen sind und Verfälschungen, Überdeckungen und 
Vortäuschungen von Signalbildern nicht vorkommen
Sollte sich nach Inbetriebnahme der Reklameeinrichtung herausstellen, dass es doch zu 
Beeinträchtigungen der Signalsicht kommt, ist DB seitig mit einem Widerruf der 
Zustimmung bzw. mit Einschränkungen oder Abänderungen zu rechnen.

Einfriedung

Der Bauherr ist angehalten, das Grundstück im Interesse der öffentlichen Sicherheit und 
auch im Interesse der Sicherheit der auf seinem Grundstück verkehrenden Personen und 
Fahrzeuge derart einzufrieden, dass ein gewolltes oder ungewolltes Betreten und Befahren 
von Bahngelände oder sonstiges Hineingelangen in den Gefahrenbereich der Bahnanlagen 
verhindert wird. 
Die Einfriedungen zur Bahneigentumsgrenze hin sind so zu verankern, dass sie nicht 
umgeworfen werden können (Sturm, Vandalismus usw.). Ggf. ist eine Bahnerdung gemäß 
VDE-Richtlinien vorzusehen.

Da die Zufahrten teilweise in Parallellage zu den Gleisen geplant sind, könnte nach der 
Inbetriebnahme eine gewisse Gefahr durch von der Fahrbahn abkommende 
Straßenfahrzeuge und ihrer Ladung für die Bahnanlagen ausgehen.

Zwischen Schienenweg und anderen Verkehrswegen (Straßen, Zufahrten, Parkplätze 
sowie Geh- und Radwege etc.) sind Mindestabstände und Schutzmaßnahmen erforderlich. 
Ein Abrollen zum Bahngelände hin ist durch geeignete Schutzmaßnahmen sicher zu 
verhindern. Die Schutzmaßnahmen sind in Abhängigkeit der Örtlichkeit festzulegen und 
ggf. mit Blendschutz zu planen.

Immissionen
Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen entstehen Emissionen 
(insbesondere Luft- und Körperschall, Abgase, Funkenflug, Abriebe z.B. durch 
Bremsstäube, elektrische Beeinflussungen durch magnetische Felder etc.), die zu 
Immissionen an benachbarter Bebauung führen können.

Einzuhaltende Sicherheitsabstände
Bei Planungs- und Bauvorhaben in räumlicher Nähe zu Bahnbetriebsanlagen ist zum 
Schutz der Baumaßnahme und zur Sicherung des Eisenbahnbetriebs das Einhalten von 
Sicherheitsabständen zwingend vorgeschrieben.
Bei allen Arbeiten und festen Bauteilen in der Nähe unter Spannung stehender, der 
Berührung zugänglicher Teile der Oberleitung ist von diesen Teilen auf Baugeräte, Kräne, 
Gerüste und andere Baubehelfe, Werkzeuge und Werkstücke nach allen Richtungen ein 
Sicherheitsabstand von 3,50 m einzuhalten (DIN EN 50122-1 (VDE 0115-3): 2023-02 und 
DB Konzernrichtlinien 997.0117 und 132.0123A01 Abschnitt 1*). In diesem Bereich dürfen 
sich weder Personen aufhalten noch Geräte bzw. Maschinen aufgestellt werden.

Bauarbeiten

Der Eisenbahnbetrieb darf weder behindert noch gefährdet werden.

Die Bauarbeiten müssen grundsätzlich außerhalb des Einflussbereichs von 
Eisenbahnverkehrslasten (Stützbereich) durchgeführt werden. 
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Wenn dies nicht möglich ist, ist rechtzeitig vor Baubeginn eine geprüfte statische 
Berechnung durch den Bauherrn vorzulegen (DB Konzernrichtlinien 836.2001 i.V.m. 
800.0130 Anhang 2). Dieser muss von einem vom Eisenbahn-Bundesamt (EBA) 
zugelassenen Prüfstatiker geprüft worden sein. Es ist nachzuweisen, dass durch das 
geplante Bauvorhaben die Bahnbetriebsanlagen nicht in ihrer Standsicherheit 
beeinträchtigt werden.
Im Bereich der Signale, Oberleitungsmasten und Gleise dürfen keine Grabungs- / 
Rammarbeiten durchgeführt werden. Rammarbeiten zur Baugrubensicherung (auch 
außerhalb des Druckbereiches von Eisenbahnverkehrslasten) dürfen nur unter ständiger 
Beobachtung des Gleises durch Mitarbeiter der DB InfraGO AG erfolgen. Die 
Bauüberwachung ist rechtzeitig über den Termin zu verständigen.

Ein widerrechtliches Betreten und Befahren des Bahnbetriebsgeländes sowie sonstiges 
Hineingelangen in den Gefahrenbereich der Bahnanlagen ist gemäß § 62 EBO unzulässig 
und durch geeignete und wirksame Maßnahmen grundsätzlich und dauerhaft 
auszuschließen. Dies gilt auch während der Bauzeit.

Es wird hiermit auf § 64 EBO hingewiesen, wonach es verboten ist, Bahnanlagen, Betriebs-
einrichtungen oder Fahrzeuge zu beschädigen oder zu verunreinigen, Schranken oder 
sonstige Sicherungseinrichtungen unerlaubt zu öffnen, Fahrthindernisse zu bereiten oder 
andere betriebsstörende oder betriebsgefährdende Handlungen vorzunehmen.

Für Schäden, die der DB aus der Baumaßnahme entstehen, haftet der 
Planungsträger/Bauherr. Das gilt auch, wenn sich erst in Zukunft negative Einwirkungen 
auf die Bahnstrecke ergeben. Entsprechende Änderungsmaßnahmen sind auf Kosten des 
Vorhabenträgers bzw. dessen Rechtsnachfolger zu veranlassen.

Bei Bauausführungen unter Einsatz von Bau- / Hubgeräten (z.B. (Mobil-) Kran, Bagger etc.) 
ist das Überschwenken der Bahnfläche bzw. der Bahnbetriebsanlagen mit angehängten 
Lasten oder herunterhängenden Haken verboten. Die Einhaltung dieser Auflagen ist durch 
den Bau einer Überschwenkbegrenzung (mit TÜV-Abnahme) sicher zu stellen. Die Kosten 
sind vom Antragsteller bzw. dessen Rechtsnachfolger zu tragen.

Bei dem Einsatz von Baukränen in der Nähe von Bahnflächen oder Bahnbetriebsanlagen 
ist mit der DB InfraGO AG eine schriftliche Kranvereinbarung abzuschließen, die 
mindestens 4 - 8 Wochen vor Kranaufstellung bei der DB InfraGO AG zu beantragen ist. 
Auf eine ggf. erforderliche Bahnerdung wird hingewiesen.

Der Antrag zur Kranaufstellung ist mit Beigabe der Konzernstellungnahme der DB zum 
Vorhaben bei der DB InfraGO AG, frank.guenauer@deutschebahn.com , einzureichen. 
Generell ist auch ein maßstäblicher Lageplan (M 1:1000) mit dem vorgesehenen 
Schwenkradius vorzulegen.

Lagerungen von Baumaterialien entlang der Bahngeländegrenze sind so vorzunehmen, 
dass unter keinen Umständen Baustoffe / Abfälle in den Gleisbereich (auch durch 
Verwehungen) gelangen.

Bei Abbrucharbeiten ist die Staubentwicklung in Grenzen zu halten. Sie darf die freie Sicht 
im Bereich der Gleisanlagen, insbesondere des Bahnübergangs, nicht einschränken.



Seite 4 / 4

Wir bitten Sie, uns die Abwägungsergebnisse zu gegebener Zeit zuzusenden und uns an 
dem weiteren Verfahren zu beteiligen.

Mit freundlichen Grüßen

DB AG DB Immobilien

            
                    
i.V. i.A.

+++ Datenschutzhinweis: Wir möchten Sie darauf hinweisen, dass die in Stellungnahmen des DB Konzerns enthaltenen 
personenbezogenen Daten von DB Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern (Vor- und Nachname, Unterschriften, Telefon, E-Mail-
Adresse, Postanschrift) vor der öffentlichen Auslegung (insbesondere im Internet) geschwärzt werden müssen. +++

Chatbot Petra steht Ihnen bei allgemeinen Fragen rund um immobilienrelevante Angelegenheiten gerne zur Verfügung.
Nutzen Sie dafür folgenden Link oder den QR-Code: https://chatbot-petra.tech.deutschebahn.com/
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